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Übersicht 

über die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im 4. Vier- 
teljahr des Rechnungsjahres 1955 im Betrage von 10 000 DM und 

darüber 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

1955 

1955 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 

Begründung 

Tit. 

01 03 1 

Einzeln 

»lan 01 — Bundesi 

26 642 — 1 

iräsident und Bundespräsidialamt — 

Dienstbezüge der beamteten Hilfskräfte 


Dienstbezüge für 3 beamtete Hilfskräfte, die für 
3 an der Ausübung des Dienstes verhinderte plan- 
mäßige Beamte eingestellt worden sind. Der Mehr- 
bedarf war bei Aufstellung des Haushaltsplans 
1955 nicht vorauszusehen. Die Ausgabe ist unab- 
weisbar und muß daher überplanmäßig geleistet 
werden. 


02 01 
201a 


02 01 
203 


Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 


3 500 — 


15 650,— 


Unterhaltung, Ersatz und Ergänzung der Geräte 
und Ausstattungsgegenstände in den Diensträumen 
— Ergänzung, soweit die einzelne Maßnahme die 
Kostengrenze von 5000 DM nicht überschreitet — 

Die zusätzlichen Ergänzungsbeschaffungen von Ge- 
räten und Ausstattungsgegenständen in den Diemst- 
räumen waren zur Aufrechterhaltung des Parla- 
ments- und Verwal tungsbetrieb es unabweisbar 
notwendig. Die hierfür erforderliche Mehrausgabe 
war in diesem Umfange bei Aufstellung des Haus- 
haltsplans 1955 nicht vorherzusehen und bann auch 
nicht bis zum nächsten Rechnungsjahr zurückge- 
stellt werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 


735 000,— 


150 000 — 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 
meldeanlagen sowie für Rundfunkgebühren 

Durch die erhöhte Anzahl der Plemar- und Aus- 
ischußsitzumgen ist die Zahl der von den Mitglie- 
dern des Deutschen Bundestages geführtem Fern- 
gespräche sehr angestiegen. Der Mehrbedarf 
konnte bei der Aufstellung des Haushaltsplans 
1955 nicht vorausgesehen werden. Eine überplan- 
mäßige Ausgabe ist unabweisbar. 


2 



2 250 400,- 


25 000 - 


25. Mai 1955 beschlossen, in der Zeit vom 17. bis 
22. Oktober 1955 eine Sitzungswoche mit Plenar- 
und Ausscbußsitzungen in Berlin abzuhalten. Da- 
durch sind Reisekosten für Verwaltungsangehörige 
in unvermeidbarer Höhe entstanden. Die Höhe der 
Ausgaben war bei der Aufstellung des Haushalts- 
plans 1955 nicht vorherzusehen. Die Ausgaben sind 
unabweisbar und müssen daher überplanmäßig ge- 
leistet werden. 


Fahrkosten der Abgeordneten 

Die Zahl der Abgeordneten, die einen eigenen 
Kraftwagen besitzen, (ist angestiegen. Der unab- 
weisbare und nicht vorherzusehende Mehrbedarf 
an zu zahlenden Kilometergeldern kann nicht bis 
zur Veranschlagung im nächsten Rechnungsjahr 
zurückgestellt werden. Die Mehrausgabe ist daher 
überplanmäßig zu leisten. 

Einsparung an anderer Stelle. 


02 01 
apil. 952 


*) 19 550, — Kosten der Schutzmaßnahmen sowie der Beseiti- 

gung der durch das Hochwasser des Rheins am 
Bundeshaus entstandenen Schäden 


Das Hochwasser des Rheins im Januar 1955 hat 
am Bundeshaus, insbesondere an dem Sockelge- 
schoß des Präsidenten- und Ministerflügels sowie 
an den Garten anlagen, starke Schäden verursacht. 
Die Beseitigung der Schäden konnte nicht im Rech- 
nungsjahr 1954 abgeschlossen werden, so daß im 
Rechnungsjahr 1955 noch Aufwendungen für die 
Wiederherstellung in Höhe von 11 550 DM erfor- 
derlich sind. 

Ferner sind zur Verhütung künftiger Hochwasser- 
schäden sofortige Schutzmaßnahmen zu treffen. 
Hierfür werden weitere Mittel in Höhe von 
8000 DM benötigt. 

Die unvorhergesehene Ausgabe ist unabweisbar 
und kann nicht bis zuim nächsten Rechnungsjahr 
izurückgestellt werden. Da Haushaltsmittel für den 
genannten Zweck nicht veranschlagt sind, muß die 
Ausgabe außerplanmäßig geleistet werden. 
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An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 


Tit. 

1955 

gabemitteln sind 

Begründung 



zugewiesen 



DM 

DM 



04 01 
301 


04 03 
203 


Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


1 106 800 — 


Kosten aus Anlaß von Staatsbesuchen des Bundes- 
kanzlers im Ausland 


a) 172 000 DM 

Der Herr Bundeskanzler hat in der Zeit vom 
12. bis 19. Juni 1955 einen Staatsbesuch in die USA 
durchgeführt. Die Ausgaben aus diesem Anlaß 
konnten nicht vorhergesehen werden und sind un- 
abweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
ist in seiner 114. Sitzung am 6. Dezember 1955 über 
die entstandenen Kosten unterrichtet worden (vgl. 
Kurzprotokoll ides Haushalt saus Schusses Nr. 114 
S. 15). 

b) 934 000 DM 

Kosten des Staatsbesuchs in Moskau im Septem- 
ber 1955. Die Ausgabe war nicht vorauszusehen 
und ist unabweisbar. 


250 000 — 


35 000,— 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 
meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 


Trotz Beschränkung des Drucksachenversandes 
und der übrigen Portoausgaben auf die dringlich- 
sten Erfordernisse ist ein Anwachsen dieser Kosten 
angesichts der politischen Entwicklung und der sich 
daraus ergebenden informationspolitischen Auf- 
gaben nicht zu vermeiden gewesen. Die Kosten für 
den Drucksachenversand nehmen etwa 30 v. H. der 
Gesamtmittel in Anspruch. Darüber hinaus sind 
anläßlich der NATO-Konferenz in Paris, des 
Staatsbesuchs des Herrn Bundeskanzlers in den 
USA, der ca. vierwöchigen Außenministerkonf erenz 
in Genf und des Staatsbesuchs des Herrn Bundes- 
kanzlers in Moskau besonders hohe Kosten für 
Fernschreibleistungen, Blattschreiber, Fernge- 
spräche und Fernschreiben entstanden. Die Mehr- 
ausgabe ist zur Erfüllung der dem Amt gestell- 
ten Aufgaben unbedingt erforderlich. Bei Veran- 
schlagung der Haushaltsmittel für 1955 war diese 
Entwicklung nicht vorhersehbar. Die Mehrausgabe 
muß daher überplanmäßig geleistet werden. 
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Kap. 

i 

Haushalts- 

betrag 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

1955 

gabemittein sind 

DM 

zugewiesen 

DM 



Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

05 01 705 400, — 397 900, — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 

107 Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Der Bedarf an Mitteln für Beihilfen ist für das 
Rechnungsjahr 1955 für das Auswärtige Amt unter 
Zugrundelegung der für alle Ressorts geltenden 
Kopfsätze veranschlagt worden. Diese Veranschla- 
gung hat sich als unzureichend erwiesen, weil die 
im Ausland entstehenden Krankheitskostein im 
Durchschnitt um mindestens denjenigen Hundert- 
satz höher liegen, der idem für den betreffenden 
Auslandsdienstort zum Ausgleich des vorhandenen 
Kaufkraftunterschiedes zwischen der In- und Aus- 
landswährung festgesetzten Ortszuschlag ent- 
spricht. 

Vom Rechnungsjahr 1956 an wird diesen besonde- 
ren Verhältnissen dadurch Rechnung getragen, daß 
der Kopfsatz für die Auslandskräfte um den 
Durchschnittsbetrag für Ortszuschläge erhöht wird. 
Es ist unabweisbar notwendig, daß die gleiche 
Regelung auch bereits im Rechnungsjahr 1955 zur 
Anwendung kommt. Der sich dadurch ergebende 
Mehrbedarf muß überplanmäßig nachgewiesen 
werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hat in seiner 112. Sitzung am 9. No- 
vember 1955 von der überplanmäßigen Bewilli- 
gung Kenntnis genommen. 

Einsparungen an anderer Stelle. 


05 01 390 000, — 40 000, — Geschäftsbedürfnisse 

Für die seit dem 10. Oktober 1955 laufende Trup- 
penvertragskonferenz sowie im Zusammenhang 
mit der Errichtung der Dienststelle der Bundes- 
regierung in Saarbrücken sind durch die Beschaf- 
fung von Büromaterialien usw. Ausgaben erwach- 
sen, die bei der Veranschlagung des Bedarfs für 
das Rechnungsjahr 1955 nicht berücksichtigt wer- 
den konnten. Weiterhin hat sich bei den für die 
Inanspruchnahme außeramtlicher Dolmetscher und 
Übersetzer veranschlagten Ausgabemitteln ein 
unvorhergesehener Mehrbedarf ergeben. Es han- 
delt sich um unabweisbare Ausgaben, die nicht bis 
zum Rechnungsjahr 1956 zurückgestellt werden 
konnten. 

Einsparung an anderer Stelle. 


D 






An über- und 



Haushalts- 

*) außer plan- 


Kap. 

betrag 

1955 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

gabemittein sind 



zugewiesen 



DM 

DM 



0 5 01 
203 


05 01 
206 


05_01 

217 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


800 000 — 


267 000 — 


1 300 000,— 


496 500,— 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 
meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

Durch die dm Rechnungsjahr 1955 eingetretene 
Häufung großer internationaler Konferenzen und 
wichtiger Staatsbesuche, sowie durch die veränder- 
ten politischen Verhältnisse (WEU und NATO) u. a. 
sind die Ausgaben für Fernmeldegebühren — ins- 
besondere im Telegrammverkehr mit den Aus- 
landsvertretungen — in einem unvorhergesehenen 
Umfange angestiegen. Diese Steigerung hat sich 
trotz Einführung durchgreifender Sparmaßnah- 
men, insbesondere auf idem Telegriammsektor, nicht 
vermeiden lassen. Es handelt sich um unabweis- 
bare Mehrausgaben, die überplanmäßig nachge- 
wiesen werden müssen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes 
tages hat iin seinen Sitzungen am 6. Dezember 1955 
und 14. März 1956 von der überplanmäßigen Be- 
willigung Kenntnis genommen. 

Einsparung an anderer Stelle. 


60 000, — Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 

Diensträumen 

Die veranschlagten Mittel haben sich infolge der 
ungewöhnlich strengen und langen Frostperiode 
dieses Winters als nicht ausreichend erwiesen. Die 
Heizkesselanlage des Auswärtigen Amts war der 
hohen Dauerbelastung nicht gewachsen; mehrmals 
waren Reparaturen an ausf allenden Heizkesseln 
erforderlich. Das hatte zur Folge, daß zahlreiche 
Diensträume zusätzlich elektrisch oder durch Gas- 
heizung erwärmt werden mußten. Die Instandset- 
zung der Kesselanlage und insbesondere der in 
diesem Zusammenhang zwangsläufig und unvor- 
hersehbar notwendig gewordene höheie Strom- 
und Gasverbrauch haben unabweisbar zusätzliche 
Kosten verursacht, die eine überplanmäßige Aus- 
gabe bei diesem Titel erforderlich machten. 
Einsparung an anderer Stelle. 

1 892 900, — Umzugskostenvergütungen und Umzugskosten- 

beihilfe 

Es hat sich herausgestellt, daß die bei Kap. 05 01 
Tit. 217 für das Rechnungsjahr 1955 veranschlagten 
Ausgabemittel zu niedrig bemessen sind. Da es sich 
um zwangsläufige Ausgaben handelt, sind die 
Mehrausgaben überplanmäßig nachzuweisen. Die 
besonderen Gründe für den Mehrbedarf sind im 
einzelnen folgende: 
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Haushalts- 

An über- und 
*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 


Tit. 

1955 

gabemittein sind 

Begründung 


DM 

zugewiesen 

DM 



noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


05 01 100 000 — 

610 


05 01 153 900,— 

870 


a) notwendige Personalveränderungen bei den 
Auslandsvertretungen und damit tausgelöste 
Auslandsuimzüge (Personalverstärkungen, Rück- 
beruf ungen, Pensionierungen u. a.), 

b) Zunahme der Ausgaben für Wohnungsbeschaf- 
fungen und Instandsetzung von Wohnungen im 
Ausland infolge Erweiterung der Bestimmun- 
gen, 

c) Zunahme der Beförderungsauslagen für Um- 
züge im Ausland wegen Steigerung der Tarife 
der Spediteure. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hat in seiner 128. Sitzung am 1. Februar 1956 
von der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis 
genommen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

350 000, Aufwendungen zur Erhaltung des deutschen 
Ausland svermogens 

Die im Rechnungsjahr 1955 durchgeführten Maß- 
nahmen zur Erhaltung des deutschen Auslands- 
vermögens haben weit höhere Kosten verursacht 
als Haushaltsmittel zur Verfügung gestanden 
haben. Es handelt sich um zwangsl auf ig e Aus- 
gaben, die nicht bis zum Rechnungsjahr 1955 zu- 
rückgestellt werden konnten und daher überplan- 
mäßig nachgewiesen werden mußten. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hat in seiner 112. Sitzung am 9. November 
1955 von der überplanmäßigen Bewilligung in 
Höhe von 200 000 DM Kenntnis genommen. 

50 000, — Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegen- 
(Vorgriff) ständen 

Im Hinblick auf die im Auswärtigen Amt durchzu- 
führenden Sicherungsmaßnahmen war es unerläß- 
lich, eine Anzahl Panzerschränke usw., für die die 
Ausgabemittel im Rechnungsjahr 1956 veranschlagt 
wurden, noch im Laufe des Rechnungsjahres 1955 
zu beschaffen. Desgleichen war es zur Beschleuni- 
gung der im Gang befindlichen Registraturumstel- 
lung notwendig, schon im Rechnungsjahr 1955 die 
erforderlichen Reihenrollschränke zu beschaffen, 
für die für 1956 als Restbetrag 40 000 DM veran- 
schlagt worden sind. Die 1955 bei diesem Titel ver- 
fügbaren Ausgabemittel reichten nicht aus, um 
diese Beschaffungen durchführen zu können. Die 
überplanmäßige Ausgabe (Vorgriff) war unabweis- 
bar. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

1955 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM • 

DM 



noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


05 01 
950 


05 0 1 
apl. 970 


05 01 
apl. 971 


2 000 000 ,— 


1 995 800, — Reisekostenvergütungen, Umzugskostenvergütun- 

(Vorgriff) gen und Umzugskostenbeihilfen aus Anlaß der 

erstmaligen Zuteilung zu einer der neu errichteten 
oder noch zu errichtenden Vertretungen des Bun- 
des im Ausland 

Im Hinblick auf den Hausihaltsvorgriff standen im 
Rechnungsjahr 1955 von dem Ansatz von 2 000 000 
DM nur rd. 700 000 DM zur Bewirtschaftung zur 
Verfügung. Dieser Betrag hat nicht ausgereicht, um 
die zwangsläufig anfallenden Ausgaben leisten zu 
können, so daß die Bereitstellung überplanmäßiger 
Mittel im Wege des Haushaltsvorgriffs erforderlich 
geworden ist. Der Mehrbedarf war bei der Auf- 
stellung des Haushaltsplans nicht zu übersehen. 

Der Haushalts ausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 101. Sitzung am 21. September 1955 
von ider überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis 
genommen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

*) 170 600, — Kosten des Staatsbesuchs des Schahinschahs und 

der Kaiserin von Iran 

Es handelt sich um Ausgaben, die aus Anlaß des 
Staatsbesuchs des Schahinschahs und der Kaiserin 
von Iran zwangsläufig angefallen sind. Für diese 
Zwecke standen keine planmäßigen Haushaltsmit- 
tel zur Verfügung. 

*) 55 700, — Beitrag des Bundes zu den Kosten der deutsch-bra- 

silianischen Gemischten Kommission für wirt- 
schaftliche Entwicklung 

Die 1953 gebildete deutschnbrasilianische Ge- 
mischte Kommission für wirtschaftliche Entwick- 
lung mit dem Sitz in Rio de Janeiro hat insbeson- 
dere die Aufgabe, den beiden Regierungen Geneh- 
migungen zur Durchführung und Finanzierung 
solcher Projekte zu (empfehlen, die geeignet sind, 
die Wirtschaftsbeziehungen zwischen beiden Län- 
dern zu vertiefen. In ihrer Arbeit stützen sich 
beide Teile der Gemischten Kommission auf ein 
gemeinsames Sekretariat. Während die Personal- 
kosten der Kommissionsmitglieder von j edem Lande 
selbst getragen werden, gehen 'die Kosten des 
Sekretariats einschließlich der übrigen Sachauf- 
wendungen usw. je zur Hälfte zu Lasten der betei- 
ligten Länder. Der Anteil des Bundes beläuft sich 
im Rechnungsjahr 1955 auf rd. 55 700 DM. Es han- 
delt sich um unabweisbare Ausgaben, die infolge 
Fehlens von planmäßigen Haushaltsmitteln außer- 
planmäßig verbucht werden mußten. 


8 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

1955 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

gabemittein sind 
zu gewiesen 


DM 

DM 



05 02 
307 


05 02 
309 


05 02 
apl. 313 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


400 000,— 


377 000,— 


Kosten der Kommissionen, Delegationen und inter- 
nationalen Konferenzen, sofern die deutsche Ver- 
tretung vom Auswärtigen Amt geführt wird 

Der Umfang der internationalen Vertragsverhand- 
lungen hat insbesondere nach Wiedererlangung der 
Souveränität der Bundesrepublik in nicht vorher- 
sehbarem Maße zugenommen. Allein für die Ver- 
handlungen über die Ablösung des Truppenver- 
trags ist ein erheblicher Mehrbedarf entstanden. 
Nach den Vereinbarungen mit den beteiligten 
7 ausländischen Staaten ergab sich für die Bundes- 
republik bei dieser ersten großen, von der Bundes- 
republik durchgeführten internationalen Regie- 
rungskonferenz die Notwendigkeit, ein gut funk- 
tionierendes Generalsekretariat zu stellen. Eine 
weitere zusätzliche und unabweisbare Belastung 
des Titels ist dadurch eingetreten, daß in erheb- 
lichem Umfange unvorhersehbare Handelsver 
trag s Verhandlungen notwendig wurden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 120. Sitzung am 11. Januar 1956 von 
der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis ge- 
nommen. 

Einsparung an anderer Stelle. 


50 000,— 


23 000,— 


Förderung der Herausgabe außenpolitischer Doku- 
mente und völkerrechtlicher Arbeiten 

Durch die Veröffentlichung der auf der Genfer 
Konferenz über die Deutschland- und Sicherheits- 
frage gehaltenen Reden in Form einer Broschüre 
(20 348,35 DM) und die Neuschaffung einer Lose- 
Blatt- Sammlung „Dokumente zur Auswärtigen 
Politik“ (2 584,10 DM) sind bei diesem Titel un- 
vorhersehbare und unabweisbare Ausgaben ent- 
standen, die eine Überschreitung des Haushalts- 
ansatzes erforderlich machten. 

Einsparung an anderer Stelle. 


*) 45 306,63 


Kosten aus Anlaß des Staatsbesuchs des Herrn 
Bundeskanzlers vom 9. bis 26. März 1954 in Grie- 
chenland und der Türkei (Restbetrag) 

Die Kosten, die aus Anlaß des Staatsbesuchs des 
Herrn Bundeskanzlers unvorhersehbar und unab- 
weisbar entstanden sind, wurden im wesentlichen 
bereits abgerechnet und mit 117 208,93 DM bei 
Kap. 05 02 hinter Tit. 311 (an 2. Stelle) im Rech- 
nungsjahr 1953 außerplanmäßig verausgabt. 
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An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

1955 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


Die Abrechnung eines zunächst bei den Vorschüs- 
sen nachgewiesenen Restbetrages setzte jedoch 
noch Verhandlungen zwischen dem Bundeskanzler- 
amt und dem Auswärtigen Amt voraus, die im 
Laufe des Rechnungsjaihres 1955 abgeschlossen 
wurden. 

Die Restausgabe konnte deshalb erst im Rech- 
nungsjahr 1955 außerplanmäßig nachgewiesen 
werden. 


05 02 
675 


1 500 000,— 


55 000, — Beitrag des Bundes an die Organisation der Ver- 

( Vorgriff) einten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und 

Kultur (UNESCO) 

Die Bundesrepublik hat als Mitglied der UNESCO 
nach dem auf der 8. Generalversammlung festge- 
legten Schlüssel im Verwaltungsjahr 1956 der 
UNESCO 3,92 v. H. der veranschlagten Betriebs- 
kosten als Beitrag zu entrichten. 

Das Verwaltungsjahr der UNESCO beginnt jeweils 
am 1. Januar und endet am 31. Dezember; es über- 
schneidet sich mit dem Rechnungsjahr des Bundes. 

Der aus den Haushaltsmitteln des Rechnungsjahres 
1955 zu zahlende Beitragsanteil des Bundes für das 
Verwaltung sj iah r 1956 (1. Januar bis 31. März 1956) 
wurde bei Aufstellung des Haushaltsplans 1955 
nur geschätzt. Dabei konnte nicht vorausgesehen 
werden, daß für 1956 höhere Betriebskosten der 
UNESCO zu berücksichtigen sein würden. Es 
mußte deshalb jetzt auf die Mittel des Rechnungs- 
jahres 1956 vorgegriffen werden. 

Im Haushaltsplan (für das Rechnungsjiahr 1956 sind 
bei Kap. 05 02 Tit. 675 zusätzliche Mittel zur Ab- 
deckung dieses Vorgriffs mitveranschlagt worden. 

Einsparung an anderer Stelle. 


05 03 
102 


215 000,— 


57 438,22 


Mietzuschüsse an Beamte, Angestellte und Arbei- 
ter bei den planmäßigen Vertretungen des Bundes 
im Ausland zum Ausgleich besonderer Verhältnisse 

Die Entwicklung der Preisverhältnisse in einigen 
Ländern hat auch Auswirkungen auf das Ausmaß 
und die Höhe 'der Mietzuschüsse gehabt, die Aus- 
landsbediensteten mit besonders teueren Wohnun- 
gen bis zu 75 v. H. des Betrages gewährt werden 
können, um den die Mieten 20 v. H. ihrer Gesamt- 
bezüge überschreiten. 
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An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 


Tit. 

1955 

gabemitteln sind 

Begründung 



zugewiesen 



DM 

DM 



noch Eimzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


Insbesondere hat sich durch die Herabsetzung der 
Ortszuschläge bei einer Reihe von Auislandsdienst- 
orten der von den Auslandsbediensteten selbst zu 
tragende Mietanteil von 20 v. H. ihrer Gesamt- 
(bezüge verringert. Dadurch werden zwangsläufig 
vermehrte und erhöhte Ausgaben für Mietzu- 
schüsse notwendig, die zu der unvorhergesehenen 
und unabweisbaren Mehrausgabe führen werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 114. Sitzung .am 6. Dezember 1955 
von der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis 
genommen und (keine Bedenken erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle. 


06 01 
206 


06 01 
299 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


197 000,— 


36 000,— 


30 300, — Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 

Diensträumen 

Der Gesamtbedarf an Heizstoffen für eine Heiz- 
periode von normaler Dauer und Winterhärte für 
den gesamten Gebäudekomplex des BMI, be- 
stehend aus 13 Dienstgebäuden mit 11 Heizungs- 
kesseln, konnte erst während der diesjährigen 
Heizperiode annähernd genau festgestellt werden. 
Die nach den bisherigen Erfahrungen bei Ttit. 260 
veranschlagten Haushaltsmittel für Heizungs-, 
Strom- und sonstige Bewirtschaftungskosten er- 
wiesen sich unvorhergesehenerweise als unzurei- 
chend. Der Mehrbedarf ist zur Aufrechterhaltung 
des Dienstbetriebes unabweisbar notwendig und 
kann nicht bis zum nächsten Rechnungsjiahr zu- 
rückgestellt werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 

457 500, — Vermischte Verwaltungsausgaben 

Mehrbedarf infolge vergleichsweisen Abschlusses 
der durch 'die Aktion „Vulkan“ verursachten Scha- 
densersatzforderungen van Hazebrouck, Aschen- 
brücker und Lüer, von denen die beiden erstge- 
nannten bereits bei Gericht eingeklagt waren. Im 
Falle van Hazebrouck hatte das Landgericht Bonn 
durch Urteil den Anspruch dem Grunde nach aner- 
kannt. In idem Verfahren über Hohe des Schadens 
ist auf Vorschlag des Gerichts ein Vergleich in 
Höhe von 205 000 DM abgeschlossen. Durch die 
Annahme 'des Vergleichs sind die weiteren Forde- 
rungen, von denen 501 000 DM eingeklagt und 
weitere Schadensforderungen angekündigt waren, 
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abgegolten. Aschenbrücker hatte Schäden in Höhe 
von nahezu 35 000 DM behauptet. Er wird von 
weiteren Forderungen absahen, wenn vergleichs- 
weise in kurzer Frist der Betrag von rd. 2200 DM 
gezahlt wird. 

Die Forderungen von Lüer betrugen zunächst über 
400 000 DM. Im Verhandlungsweg ist erreicht wor- 
den, daß Lüer nach Gewährung einer vergleichs- 
weisen Zahlung von 250 000 DM bereit ist, von 
weiteren Forderungen abzusehen. 

Die Annahme dieser drei vergleichsweisen Ab- 
schlüsse ist für den Bund aus rechtlichen und wirt- 
schaftlichen Gründen zu empfehlen und erscheint 
zur Vermeidung gerichtlicher Auseinandersetzun- 
gen, die für die Bundesrepublik finanziell ungün- 
stiger ausgehen könnten, unabweisbar. 

Da die Geschädigten zu einem vergleichsweisen 
Abschluß der Rechtsstreitigkeiten nur bereit sind, 
wenn der Vergleichsbetrag unverzüglich ausge- 
zahlt wird, kann die Zahlung nicht in das nächste 
Rechnungsjahr verlagert werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 143. Sitzung am 14. März 1956 von 
der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 


06 01 350 000,— 

304 abzgl. 

V orgrif f 
1954 

50 4 84,02 
299 515,98 


197 400, — Maßnahmen zum Ausgleich überhöhter Fahrkosten 

(Vorgriff) im Verkehr mit Berlin 

Mehrausgaben durch zunehmende Beanspruchung 
der Zuschüsse zum Ausgleich überhöhter Fahr- 
kosten im Verkehr nach und von Berlin. Die ge- 
steigerte Inanspruchnahme der Fahrkostenzu- 
schüsse war nicht vorherzusehen. Das Bedürfnis 
ist unabweisbar, um die Zuschußgewährung im 
Interesse der gefährdeten Bediensteten fortsetzen 
zu können. 

Der Mehrausgabe stehen Einnahmen an anderer 
Stelle in Höhe von 47 400 DM gegenüber. 


06 01 
apl. 305 ! 


*) 29 478,40 


Abschlußkosten des Sachverständigenausschusses 
für die Neugliederung des Bundesgebietes 

Der Sachverständigenausschluß für die Neugliede- 
rung des Bundesgebietes hat seine Arbeiten nicht 
bis zu dem vorgesehenen Termin (31. März 1955) 
beenden können. Dies war bei Aufstellung des 
Haushaltsplans 1955 nicht vorgesehen. Zur Durch- 
führung der Abschlußarbeiten in der Zeit vom 
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1. April (bis 30. Juni 1955 ihat der Bundesminister 
der Finanzen einem unabweisbar erforderlichen 
Mehrbedarf bis zur Höhe von 27 393,05 DM zuge- 
stimmt (vgl. Übersicht 1. Vierteljahr 1955). Auf 
den nicht vorherzusehenden Beschluß der Bundes- 
regierung vom 13. Juli 1955 mußte das vom Sach- 
verständigenausschuß erstellte Gutachten ver- 
öffentlicht werden. Eine erneute außerplanmäßige 
Haushaltsausgabe war damit unabweisbar. Für 
den Druck des Gutachtens waren 29 770,08 DM 
erforderlich. Eine Verlagerung der Ausgabe in das 
folgende Rechnungsjahr war nicht möglich, weil 
das Gutachten umgehend veröffentlicht werden 
sollte. Die gesamte iapl. Haushaltsausgabe im Rech- 
nungsjahr 1955 beträgt insgesamt 56 871,45 DM. 


06 02 
601 


4 920 000,— 


190 000,- 


Zuschuß für die Deutsche Dienststelle für die Be- 
nachrichtigung der nächsten Angehörigen von Ge- 
fallenen der ehemaligen deutschen Wehrmacht in 
Berlin- Wittenau (Wehrmachtauskunftsstelle) 

Erstattung der durch Abschluß eines Tarif Vertra- 
ges vom 21. April 1955 über die zusätzliche Ver- 
sicherung der Angestellten und Arbeiter bei der 
Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder 
und durch die Erhöhung der Vergütungen und 
Löhne im Tarifvertrag vom 15. Dezember 1955 
bzw. in den Bundeslohntarifverträgen Nr. 4 und 
Nr. 5 vom 10. September 1954 und 15. Dezember 
1955 entstandenen Mehrkosten an das Land Berlin. 

Die Mehrausgabe ist auf Grund der §§ 1 und 2 der 
zwischen dem BMI und dem Senat von Berlin ab- 
geschlossenen Vereinbarung über die Deutsche 
Dienststelle unabweisbar und war nicht vorherzu- 
sehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 


06 02 
apl. 602 


*) 225 000,— 


Erstattung an das Land Berlin zur Deckung der 
Kosten der Amtlichen Anstalt für Kartographie 
und Kartendruck in Berlin 

Die Amtliche Anstalt für Kartographie und Karten- 
druck in Berlin ist bisher nicht, wie ursprünglich 
vorgesehen, als Bundesbehörde auf den Bund über- 
nommen worden. Die bis zum Rechnungsjahr 1953 
geltende Regelung, wonach der Bund die Kosten 
der Amtlichen Anstalt trägt, soweit sie nicht durch 
eigene Einnahmen gedeckt werden, gilt auch für 
das Rechnungsjahr 1955. Damit müssen die bei den 
einzelnen Titeln des Kap. 06 16 — Institut für An- 
gewandte Geodäsie (Frankfurt [Main]) — veran- 
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06 02 
apl. 659 


06 02 
675 e 
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schlagten Mittel haushalts technisch an der Form 
eines Erstattungsbetrages an das Land Berlin ge- 
zahlt werden. Die außerplanmäßige Haushaltsaus- 
igabe ist daher unabweisbar. Es war nicht vorher- 
izusehen, daß die Verhandlung über die Über- 
nahme der Dienststelle auf den Bund bis zum 
Schluß des Rechnungsjahres 1955 nicht abge- 
schlossen werden konnte. 

Einsparung an anderer Stelle. 


*) 200 000 — 


Zuschuß an die Weltgesundheitsorganisation als 
Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zur Aus- 
rottung der Malaria 

Von der Weltgesundheitsorganisation wurde im 
Sommer 1955 auf ihrer Versammlung in Mexico- 
Oity eine Verstärkung der Mittel zur Bekämpfung 
und Ausrottung der Malaria beschlossen. Die Mit- 
tel sollen durch freiwillige Beiträge aufgebracht 
werden. Für die Bundesrepublik handelt es sich 
bei der Beitragsleistung um eine Angelegenheit, 
der neben ihrem igesundheitspolitischem und huma- 
nitären Zweck eine erhebliche politische Bedeu- 
tung zukommt. Die Mehrausgaben sind deshalb 
unabweisbar; sie waren auch wegen der erst im 
Laufe ides Rechnungsjahres 1955 ergangenen Be- 
schlüsse der Weltgesundheitsorganisation nicht 
v orhenz usehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 145. Sitzung am 21. März 1956 von 
der außerplanmäßigen Ausgabe Kenntnis genom- 
men und keine Bedenken erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle. 


72 000,— 


21 550,— 


Beiträge an internationale Organisationen, und 
zwar zu den Kosten der internationalen Rausch- 
giftkontrolle 

Mehr infolge Steigens der Gesamtkosten der Inter- 
nationalen Rauschgiftkontrolle und demzufolge 
Erhöhung des Beitrages der Bundesrepublik. Der 
Beitrag der Bundesrepublik für 1954, der jetzt erst 
angefordert worden ist, beträgt 22 263 US-Dollar. 
Die Zahlung 'des Beitrages ist eine internationale 
Rechtsverpflichtung. Der Beitrag ist fällig, die 
Mehrausgaben sind also unabweisbar und waren 
bei der gegebenen Sachlage auch nicht vorherzu- 
sehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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— *) 20 000, — Zuschuß zur Vorfinanzierung eines internationalen 

Kongresses der Ärzte für Herz- und Lungenkrank- 
heiten 1956 in Köln 

Im Hinblick auif die Beziehung zum Ausland und 
den Erfahrung saus tausch mit Wissenschaftlern des 
Auslandes auf dem Gebiete des Gesundheitswesens 
kann auf die Durchführung des internationalen 
Ärztekongresses in ider Bundesrepublik (der erste 
größere Kongreß dieser Art nach dem Kriege) 
nicht verzichtet werden. Die Mehrkosten sind da- 
her unabweisbar; sie waren auch nicht vorherzu- 
sehen, weil die Abhaltung des Kongresses in der 
Bundesrepublik bei Aufstellung des Haushalts- 
plans 1955 nicht bekannt war. 

Einsparung an anderer Stelle. 

30 000, — 10 000, — Post- und Fernmeldegeh ühren, Kosten für Fern- 

meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

Der im laufenden Rechnungsjiahr nach Errichtung 
aller Senate stark angewachsene Geschäftsanfall 
hat zu einer erheblichen Steigerung der Aufwen- 
dungen für Post- und Fernmeldegebühren geführt. 
Da ein Anwachsen des Geschäftsverkehrs in dem 
Umfange, in idem er auf getreten ist, bei der Ver- 
anschlagung der Mittel nicht vonherge sehen wer- 
den konnte, die Ausgaben aber zur Sicherung .einer 
zeitnahen Rechtsprechung unerläßlich sind, ist die 
Mehrausgabe unabweisbar. Sie kann aus diesem 
Grunde auch nicht bis zum nächsten Rechnungs- 
jiahr zurückgestellt werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 

85 000, 26 500, Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 

Diensträumen 

Mehrausgabe infolge Verzögerung der bezugsfer- 
tigen Herstellung des neuen Dienstgebäudes und 
der dadurch bedingten Weiterzahlung der Miete 
für die seither gemieteten Büroräume im Gebäude 
Köln, Richmodstraße 14—18 und Unter Sachsen- 
hausen 33 für die Zeit vom 1. April bis 31. Okto- 
ber 1955, außerdem infolge einer Grundsteuer- 
inachforderung der Stadt Köln für das bisherige 
Dienstgebäude in der Brückenstraße und für das 
Grundstück in der Inneren Kanalstraße sowie 
durch den unvorhergesehenen Mehrverbrauch für 
Beheizung der neuen Diens träume. Die Ausgabe 
ist unabweisbar erforderlich und war nicht vorher- 
zusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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4 600,— 


13 500 — 


Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädi- 
gungen, Fahrkostenersatz und Verpflegungszu- 
schüsse sowie Fahrkosten für auswärtigen Fami- 
lienbesuch für Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Mehrbedarf aus Anlaß der Verlegung des Bundes- 
amts für Auswanderung von Koblenz nach Köln 
sowie der Errichtung der Bundesstelle für Ver- 
waltungsangelegenheiten des BMI in Köln. 

Die Mehrausgaben sind unvorhergesehen, weil bei 
Aufstellung des Haushaltsplans 1955 die Ver- 
legung und die Zusammenlegung von Dienststellen 
noch nicht etatreif waren. Das Bedürfnis ist mit 
der Durchführung der Maßnahmen unabweisbar 
geworden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 111, Sitzung am 26. Oktober 1955 von 
der Errichtung der Bundesstelle für Verwaltungs- 
angeiegenheiten des BMI und den dadurch ent- 
stehenden Mehrausgaben bis zu insgesamt höch- 
stens 100 000 DM Kenntnis genommen und keine 
Bedenken erhoben. 


2 500 — 


230 000,— 


499 400 — 


15 700, — Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 

Diensträumen 

Begründung wie zu Tit. 108 


20 000, — Zuschuß für das Berliner Hauptarchiv 

Nach einer Verwialtungsvereinbarung mit dem 
Land Berlin vom 12./30. November 1954 hat sich 
der Bund verpflichtet, dem Land Berlin die zur 
Unterhaltung des Berliner Hauptarchivs notwendi- 
gen Aufwendungen zu erstatten. Die Mehrkosten 
sind durch Erhöhung der Gehälter für Beamte so- 
wie der Vergütungen und Lohne der Angestellten 
und Arbeiter entstanden; sie sind deshalb unab- 
weisbar und waren bei Aufstellung des Hauhalts- 
plans 1955 auch nicht vorherzusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 


355 500 — 


Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — Ver- 
gütungen der Angestellten — 

Mehrbedarf Infolge Steigerung der Personal- und 
Sachkosten des Instituts für Angewandte Geodäsie 
aus Anlaß der Übernahme neuer Aufgaben nach 
Wiedererlangung der Souveränität. Die Erhöhung 
der Ausgaben war nicht vorhersehbar, da zur Zeit 
der Aufstellung des Haushaltsplans 1955 nicht 


16 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 

i ^ 

Tit. 

1955 

gabemittein sind 

Begründung 

DM 

zugewiesen 

DM 



noch Einizelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


06 16 
108 


06 16 
206 


06 16 
apl. 304 


06 16 
870 


06 16 
apl. 871 

0 6 16 
apl. 872 

06 16 
874 


feststand, zu welchem Zeitpunkt die Erweiterung 
des Aufgabengebietes des Instituts eintreten 
würde. 

Die neu übernommenen Aufgaben liegen im 
Interesse der Bundesverteidigung; sie sind deshalb 
unaufschiebbar und unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hat in seiner 118. Sitzung am 14. Dezember 
1955 von der Eingliederung der Firma „LSO Dr. 
Erwin Gigas, Land- und Seevermessung Orohydro- 
graphie (früher Land Survey Office)“ in das Insti- 
tut für Angewandte Geodäsie gebilligt und von 
den durch die Übernahme der Angestellten für den 
Rest des Rechnungsj aihres 1955 erforderlichen 
über- und außerplanmäßigen Ausgaben in Höhe 
von 750 300 DM ohne Geltendmachung von Beden- 
ken Kenntnis genommen. 

20 000, — 18 300, — Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädi- 

gungen, Fahrkostenersatz und Verpflegungszu- 
schüsse sowie Fahrkosten für auswärtigen Fami- 
lienbesuch für Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Begründung wie zu Tit. 104 a 

150 100, — 39 000, — Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 

Diensträumen 

Begründung wie zu Tit. 104 a 

— *) 38 500, — Kosten der Geodäsie, Kartographie und Photo- 

grammetrie einschl. der Reisekosten für die Feld- 
arbeiten 

Begründung wie zu Tit. 104 a 

4 000, — 43 700, — Anschaffung von Büromöbeln und Einrichtungs- 

Vorgriff) gegenständen in den Diensträumen 

Begründung wie zu Tit. 104 a 

— *) 18 800, — Umzugskosten 

Begründung wie zu Tit. 104 a 

— *) 20 000, — Installationsarbeiten 

Begründung wie zu Tit. 104 a 

67 200, — 16 000, — Beschaffung von Maschinen und Geräten 

(Vorgriff) Begründung wie zu Tit. 104 a 
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06 16 
apl. 878 


*) 26 000,— 

06 19 
108 

29 800, — 

25 200,— 

06 19 
206 

300 000,— 

16 500,— 

06 19 
950 

50 000,— 

16 000,— 

06 19 
apl. 954 


*) 10 000,— 

06 23 
103 

— 

21 000,— 


Erstmalige Einrichtung und Ausstattung einer 
Kantine 

Begründung wie zu Tit. 104 a 

Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädi- 
gungen, Fahrkostenersatz und Verpflegungszu- 
schüsse sowie Fahrkosten für auswärtigen Fami- 
lienbesuch für Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Mehrausgabe infolge Verlegung der Hauptstelle 
des Technischen Hilfswerks von Koiblenz nach 
Bonn. Die Verlegung ist aus wirtschaftlich-organi- 
satorischen und politischen Gründen unabweisbar 
notwendig; sie war bei Aufstellung des Haushalts- 
plans 1955 noch nicht vorherzusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 

Begründung wiie zu .Tit. 108 

Sprechfunkanlage, Fernsprech- und Fernschreib- 
anlagen 

Begründung wie zu Tit. 108 

Verlegung der Hauptstelle des Technischen Hilfs- 
werks von Koblenz nach Bonn 

Mehrausgabe infolge der unvorhergesehen not- 
wendig gewordenen Verlegung der Hauptstelle der 
Bundesanstalt des Technischen Hilfswerks von 
Koblenz nach Bonn. Für die Ausgabe besteht ein 
unabweisbares Bedürfnis. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 134. Sitzung am 15. Februar 1956 von 
den überplanmäßigen und außerplanmäßigen Aus- 
gaben von zusammen 70 700 DM Kenntnis genom- 
men und keine Bedenken erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Dienstbezüge der beamteten Hilfskräfte 

Bei der Errichtung der Bundesstelle für die Ent- 
schädigung der ehern. Bediensteten jüdischer Ge- 
meinden im Laufe des Rechnungsjahres 1953 ist 
mit etwa 800 zu erwartenden Entschädigungs- 
anträgen gerechnet worden. Bei Aufstellung des 
Haushaltsplans 1955 war der zunehmende Arbeits- 
anfall noch nicht endgültig zu übersehen. Bis zum 
1. Januar 1956 liegen bei der Bundesstelle rd. 
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0 6 25 967 500,— 

111 


06 25 
741 


06 25 
apl. 754 



3200 Anträge vor. Die Abordnung des leitenden 
Beamten mußte tbei diesem erheblichen Arbeits- 
anfall bestehenbleiben. Die Mehrausgabe ist un- 
vorhergesehen. Das Bedürfnis unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 

374 000, — Versicherungsbeiträge für ausscheidende Beamte 

Die Mehrausgabe ist unabweisbar notwendig, da 
die Versicherungsbeiträge für ausscheidende Be- 
amte auf Grund gesetzlicher Verpflichtung 
(§ 1242 a RVO und § 18 Angestelltenversicherungs- 
gesetz) gezahlt werden müssen. Die Mehrausgabe 
konnte bei Aufstellung des Haushaltsplans 1955 
nicht vorhergesehen werden, da mehr Beamte aus- 
geschieden sind, als zunächst angenommen werden 
mußte. 

Einsparung an anderer Stelle. 

65 100, — Instandsetzung der Unterkunft und der Außen- 

anlagen im Lager Luttensee 

Zur Fortsetzung der im Rechnungsjahr 1954 in 
Auftrag gegebenen Instandsetzungs arbeiten wer- 
den rd. 65 100 DM benötigt. Hierfür hätte der 
irrtümlich in Abgang gestellte Ausgaberest aus 
dem Rechnungsjahr 1954 (71 542,85 DM) ausge- 
reicht. Die Ausgabe ist wegen der vertraglichen 
Verpflichtung unabweisbar. 

Der Haushaitsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 145. Sitzung am 21. März 1956 von 
dieser Maßnahme Kenntnis genommen und keine 
Bedenken dageigen erhoben. 

*) 110 000, Instandsetzung der ehern. Mars-la-Tour-Kaserne 
und der Außen anlagen in Braunschweig 

Die Unterkunft ehern. Kriegsschule in Hannover 
muß kurzfristig vom Bundesgrenzschutz für die 
Streitkräfte geräumt werden. Zur Unterbringung 
einer Hundertschaft der dort liegenden Abteilung 
ist die Instandsetzung der Unterkunft ehern. Mars- 
la-Tour-Kaserne in Braunschweig unabweisbar 
notwendig. Die Ausgabe konnte bei Aufstellung 
des Haushaltsplans 1955 nicht vorher gesehen 
werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 145. Sitzung am 21.- März 1956 von 
dieser Maßnahme Kenntnis genommen und keine 
Bedenken dagegen erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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06 29^ 
108 


06 29 
apl. 712 


20 000, — 134 759,84 Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädi- 

gungen, Fahrkostenersatz und Verpflegungszu- 
schüsse sowie Fahrkosten für auswärtigen Fami- 
lienbesuch für Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Mehrausgaben durch Zahlung von Auslandsbe- 
s chäf tigungsv ergü tungen und Trennungszuschlä- 
gen an Bedienstete bei den Ausländsabteilungen 
des Deutschen Archäologischen Instituts. Die Höhe 
der zu zahlenden Beträge konnte erst im Rech- 
nungsjahr 1955 in mehreren Einzelberechnungen 
festgestellt werden. Die Mehrausgaben waren des- 
halb nicht vorherzusehen; die Zahlung der Aus- 
1 an dsbe s chäf t ig ungs ve rg ü tu ngen und Trennungs- 
zuschläge list ihrem Charakter nach und wegen 
einer gleichmäßigen Behandlung aller im Ausland 
tätigen Bundesbediensteten unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 145. Sitzung am 21. März 1956 von 
der Maßnahme zustiimmend Kenntnis genommen 
und keine Bedenken dagegen erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle. 

— *) 250 000, — Ankauf des Hausgrundstücks Berlin-Dahlem, 

Peter-Lenne-Straße 30, zur Unterbringung des 
Deutschen Archäologischen Instituts 

Für die Unterbringung des Deutschien Archäologi- 
schen Instituts standen in Berlin zur Verfügung 

a) das bisherige Dienstgebäude Malens tr. 1, ein 
Trümmergrundstück mit einem Beschädiigungs- 
grad von 62 v. H., Wiederherstellungskosten 
460 000 DM, 

b) das bundeseigene Trümmergrundstück Pückler- 
straße 8, Wiederherstellungskosten 365 000 DM, 

c) das bisher von der Freien Universität Berlin 
benutzte Grundstück Peter-Lenne-Straße 30, 
Kaufpreis 250 000 DM. 

Das Grundstück zu c) ist zur Unterbringung des 
Deutschen Archäologischen Instituts am besten ge- 
eignet und insgesamt wirtschaftlich am günstigsten. 

Die Mehrausgaben sind unabweisbar; sie konnten 
auch nicht vorhergesehen werden, weil das Haus 
Peter-Lenne-Straße 30 erst (im Laufe des Rech- 
nungsjahres 1955 zum Kauf angeboten worden ist. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 95. Sitzung am 22. Juni 1955 von die- 
ser Maßnahme zustimmend Kenntnis genommen 
und keine Bedenken erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

31 200, — Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — Ver- 
gütungen der Angestellten — 

Mehrausgabe infolge Personal vers t ärkung durch 
Einrichtung . eines weiteren Anerkennungsaus- 
schusses bei der Dienststelle und Vermehrung der 
Zahl der Vorprüfer sowie Einstellung von 3 weite- 
ren Schreibkräften und 1 Lohnempfänger als 
Hauswart. Die Einstellung von 11 Angestellten 
und 1 Arbeiter ist unabweisbar erforderlich. Die 
Ausgabe war für das Rechnungsjahr 1955 nicht 
vorherzusehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 119. Sitzung am 16. Dezember 1955 
von der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis 
genommen und keine Bedenken erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle. 


Emzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 

40 000, — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 

Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetz- 
licher Verpflichtung. Sie müssen daher nach dem 
laufenden Bedarf geleistet werden. Der Haushalts- 
ansatz ist nach einem vorgeschriebenen Kopfs atz 
festgesetzt worden. Die Leistung der überplan- 
mäßigen Ausgabe ist daher unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


10 500,60 Außerplanmäßige Ausgaben aus Anlaß der Rech- 
nungsprüfung 

Der Verwaltungsrat des Vereinigten Wirtschafts- 
geibiets hat das Rechtsamt im Mai 1948 beauftragt, 
den „Öffentlichen Anzeiger für das Vereinigte 
Wirtschaftsgebiet“ (den späteren „Bundesanzei- 
ger“) herauszugeben. Es wurde in Aussicht genom- 
men, den Verlag und Vertrieb einer Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung zu übertragen, die unter 
Beteiligung der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets und einer privaten Gruppe gebildet 
werden sollte. Die erst im September 1949 entstan- 
dene Gesellschaft, die „Öffentlicher Anzeiger Ver- 
lagsgesellschaft mbH“ hat später die Firmenbe- 
zeichnung „Bundesanzeiger - Vierlagsgesellschaft 
mbH“ erhalten. Die Gesellschafter haben verein- 
bart, daß der Verlag bis zum 31. März 1950 für 
Rechnung des Bundes und vom 1. April 1950 an 
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von der GrnlhH geführt werden solle. Die Verhand- 
lungen über den Übergang des Verlags auf die 
GmbH sind erst durch eine Besprechung am 
11. Juli 1952, an der Vertreter der Bundesminister 
der Justiz und der Finanzen sowie des Bundes- 
rechnungshofs teilgenommen haben, beendet wor- 
den. Für die Zeit bis zum 31. März 1950 wurde so- 
dann ein Rechnungsabschluß aufgestellt. Als Ge- 
winnanspruch des Bundes ergab sich ein Betrag 
von 878 776,55 DM. Dieser ist dem Bund zugeflos- 
sen, und zwar sind 856 419,95 DM an die Bundes- 
hauptkasse gezahlt worden. Von dem Restbetrag 
von 22 356,60 ist ein Teilbetrag von 10 500,50 DM 
auf Ansprüche des Betriebes gegen das Bundes- 
ministerium der Justiz verrechnet worden, die 
durch Übernahme von 2 Schreibmaschinen und 
einer Fernschreibstelle (in den Rechnungsjahren 
1949 und 1952 entstanden waren. 

Der Bundesrechnungshof hat die Form dieser Ver- 
rechnung unter Hinweis auf die Bestimmungen der 
§§ 68, 69 I RHO beanstandet, nach denen insbeson- 
dere weder Ausgaben von Einnahmen vorweg ab- 
gezogen noch Einnahmen auf Ausgaben vorweg 
angerechnet werden dürfen. Hiernach waren der 
Gegenwert für die übernommenen Schreibmaschi- 
nen unter der Zweckbestimmung „Erstmalige An- 
schaffung von Schreib-, Druck- und sonstigen Ma- 
schinen“ und für die Fernschreibstelle unter der 
Zweckbestimmung „Beschaffung von verwaltungs- 
eigenen Fernmeldeanlagen, soweit die Ausgaben 
nicht zu den Baukosten gehören“, als Ausgabe 
nachzuweisen, während der insoweit verrechnete 
Gewinnanspruch als Einnahme zu buchen war. Um 
diese Buchungen nachzuholen, war die Mehraus- 
gabe unabweisbar erforderlich; sie konnte bei der 
Aufstellung des Haushaltsplans 1955 nicht vorher- 
gesehen werden. 


133 000,— 


13 000,— 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 
meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß 
der Geschäftsanfall bei dem Bundesstrafregister 
gestiegen ist. Außerdem haben die .erstinstanz- 
lichen Strafsachen .einen Umfang (angenommen, 
der bei Aufstellung des Haushaltsplans 1955 nicht 
vorauszusehen war. Es ergaben sich hierdurch 
zwangsläufig höhere Portoauslagen und Fern- 
sprechgebühren. Die Mehrausgabe war unabweis- 
bar und konnte nicht beeinflußt werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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07 04 200 000, — 40 000, — Auslagen in Rechtssachen (einschl. Reisekosten) 

300 Der Geschäftsanfall hat in Zivilsachen und insbe- 

sondere bei den erstinstanzlichen Strafsachen seit 
Aufstellung des Haushaltsplans 1955 in einem nicht 
voraussehbaren Umfang zugenommien. Die auf 
rechtlicher Verpflichtung beruhenden Ausgaben 
waren zwangsläufig und konnten vom Bundesge- 
richtshof nicht beeinflußt werden. 

Den Mehrausgaben stehen entsprechende Mehrein- 
nahmen gegenüber. 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 
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590 000, — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 

Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetz- 
licher Verpflichtung. Sie müssen daher nach dem 
laufenden Bedarf geleistet werden. Der Haushalts- 
ansatz ist nach einem vorgeschriebenen Kopfsatz 
festgesetzt worden. Die Leistung der überplan- 
mäßigen Ausgabe ist daher unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 

14 300, — Unterhaltung der Gebäude 

Die Mehrausgabe entsteht infolge größerer Repara- 
turarbeiten an der Heizungsanlage im Hause, die 
Kosten in Höhe von 20 800 DM verursacht haben. 
Außerdem sind die anteiligen Kosten der laufen- 
den Bauunterhaltung für das Gebäude Kurfürsten- 
damm 193/194 ;in Berlin, in dem das Archiv des 
Bundesministers der Finanzen untergebracht ist, 
zu zahlen. Der vom Archiv des Bundesministers 
der Finanzen zu zahlende Anteil beträgt für die 
Rechnungsjahre 1952 bis 1954 5092 DM. Der Be- 
trag wurde erst in diesem Rechnungsjahr vom 
Lande Berlin zur Erstattung angefordert. Zu be- 
merken ist, daß eine Miete für die benutzten 
Räume an das Land Berlin nicht gezahlt wird. 

Einsparung an anderer Stelle. 

20 000, — Reisekostenvergütungen — Inlandsreisen — 

Obwohl die Istausgabe -für Reisekosten im Rech- 
nungsjahr 1954 380 000 DM betrug, stehen im 
Rechnungsjahr 1955 einschließlich des Nachtrags 
nur 360 000 DM zur Verfügung. Demgegenüber ist 
im Zusammenhang mit der Wiedererlangung der 
Souveränität und der Aufstellung deutscher Streit- 
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08 01 205 000,— 

215 b 


0 8 01 151 200 — 

298 


kräfte der Bedarf an Mitteln für Dienstreisen an- 
gestiegen. Von den Gesamtausgaben für Inlands- 
reisen entfallen allein 30 v. H. auf die Prüfungs- 
reisen der Bundesbetriebsprüfung, so daß für die 
sonstigen Dienstreisen von Angehörigen des Mi- 
nisteriums nur etwa zwei Drittel zur Verfügung 
stehen, die auch bei Beschränkung der Reisen auf 
das notwendige Maß nicht ausreichen. Zu den Auf- 
wendungen für die Prüfungsreisen der Betriebs- 
prüfung ist hervorzuheben, daß die Betriebsprü- 
fungen der Länder im ganzen Bundesgebiet i m 
Rechnungsjahr 1954 zu Mehreinnahmen von insge- 
samt 994 Mio DM an Steuern und über 4 000 000 
DM an Strafen geführt haben. An diesem Erfolg 
ist (die Bundesbetriebsprüfung durch ihre Mitwir- 
kung wesentlich beteiligt. Angesichts der finan- 
ziellen Bedeutung der Betriebsprüfung erweisen 
sich daher die Aufwendungen an Reisekosten für 
diesen Zweck als voll gerechtfertigt. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 145. Sitzung am 21. März 1956 von 
der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 
Einsparung an anderer Stelle. 

45 000, — Reisekostenvergütungen — Auslandsreisen — 

Die verfügbaren Mittel reichen nicht aus. Die 
Mehrausgabe entsteht insbesondere dadurch, daß 
die vom Konferenzsekretariat des Auswärtigen 
Amts vorschußweise gezahlten Auslandsreise- 
kosten für die Angehörigen 'des Bundesministe- 
riums der Finanzen bei der ständigen Vertretung 
der Bundesrepublik Deutschland bei der NATO- 
Finanzabteilung in Paris dem Auswärtigen Amt 
noch in diesem Rechnungsjahr zu erstatten sind. 
Die Ausgaben sind zwangsläufig, sie waren in die- 
ser Höhe nicht vorauszusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

26 000, — Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Notwendiger Mehrbedarf infolge Zunahme der Be- 
teiligung an der Verpflegung. Der vorgesehene Be- 
trag im Haushaltsplan 1955 war unter Zugrunde- 
legung einer Verpflegungsteilnehmerzahl von 900 
veranschlagt. Die Teilnehmerzahl hat sich aber auf 
z. Z. 1200 Teilnehmer erhöht. 

Die Ausgaben sind unabweisbar und waren in die- 
ser Höhe nicht vorauszusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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144 000,— 1 

19 515,96 | 

Unfallfürsorge für Beamte 


Die Zahl der Dienst Unfälle ist 'angestiegen. Der 
Mehr, bedarf konnte bei der Aufstellung des Haus- 
haltsplans 1955 nicht vorhergesehen werden. Die 
Ausgaben sind unabweisbar, da die Beamten auf 
die Unfallfürsorge einen Rechtsanspruch haben. 

Einsparung an anderer Stelle. 


101 000 ,- 


47 842,44 Versicherungsbeiträge für ausscheidende Beamte 

Die Zahl der ausscheidenden Beamten war bei der 
Aufstellung des Haushaltsplans 1955 nicht vorher- 
sehbar. Die Mehrausgaben sind unabweisbar, da 
alle Beamten, die beim Ausscheiden keine Versor- 
gungsbezüge erhalten, in der Rentenversicherung 
gern. § 170 BBG nachzu versichern sind. 

Einsparung an anderer Stelle. 


7 797 300, — 372 780,84 Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 

Diensträumen 

Der Mehrbedarf ist durch den erhöhten Brenn- 
stoffverbrauch während der Kälteperiode, durch 
den Zugang neuer bzw. größerer Dienstgebäude 
und durch die Übernahme der Reinigung von 
Dienstgebäuden durch Reinigungsinstitute entstan- 
den. Durch die letztgenannte Maßnahme kannten 
Arbeitskräfte für andere dringende Aufgaben frei 
gemacht werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 


250 000,- 


152 419,73 Gerichts- und ähnliche Kosten 

Die vorsichtige Schätzung des Bedarfs hat sich als 
zu niedrig erwiesen. Bei der Aufstellung des Haus- 
haltsplans 1955 konnte der Mehrbedarf nicht vor- 
ausgesehen werden. Die Ausgaben sind unabweis- 
bar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


24 939 100, 


472 160,82 Übernahme des Zuschußbedarfs der Zollverwal- 
tung in Berlin auf den Bundeshaushalt 

Die Mehrausgabe wird für die Erstattung von Ver- 
sorgungsausgaben für ehemalige Beamte und deren 
Hinterbliebene, 'deren Versorgung im Laufe des 
Rechnungsjahres vom Lande Berlin übernommen 
werden mußte, benötigt. 
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08 04 
402 


18 245 000 — 


710 150,1V Herstellung von Tabaksteuerzeichen 

Der Mehrbedarf ist auf die Erhöhung des Tabak- 
warenverbrauchs zurückzuführen. Die Ausgabe ist 
unabweisbar, da die Lieferung der erforderlichen 
Tabaksteuerzeichen gesetzlich vor geschrieben ist. 

Der Mehrausgabe stehen Mehreinnahmen an ande- 
rer Stelle gegenüber. 

350 871,65 Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Der Mehrbedarf ist auf die erhöhte Teilnahme an 
der Gemeinschaftsverpflegung in der Bundes- 
finanzverwaltung zurückzuführen. Der Gesamtbe- 
darf entspricht einer Teilnehmerzahl von rd. 8200 
Bediensteten, d. h. es nehmen in der Bundesfinanz- 
verwaltung tatsächlich nur rd. 20 v. H. des Perso- 
nals an der Gemeinschaftsverpflegung teil. Die 
Mehrausgabe ist izur gleichmäßigen Behandlung 
aller Bediensteten unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


332 318,58 Vermischte Verwaltungsausgaben 

Der Mehrbedarf ist durch die Übernahme der an- 
teiligen Kosten für eine Lochkartenversuchszen- 
trale in Frankfurt (Main), durch die Zurückzahlung 
nicht abgewickelter Hafenräumkosten an das Land 
Hamburg und durch die Zunahme der Zahlungen 
für Kassenverlustentschädigungen entstanden. Die 
Ausgaben sind ihrer Natur nach unabweisbar. Sie 
konnten bei der Aufstellung des Haushaltsvor- 
anschlags 1955 nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 

2 425 000, — Bewirtschaftung von Grundstücken des allgemei- 

nen Sachvermögens 

Bei der Beratung des bei Kap. 08 04 Tit. 402 im 
Rechnungsjahr 1955 veranschlagten Betrages wur- 
den die tatsächlichen Verhältnisse bei Aufstellung 
des Haushaltsvoranschlages zugrunde gelegt. In 
der Zwischenzeit hat sich jedoch der Besitzstand 
des Bundesvermögens erheblich vergrößert, insbe- 
sondere um diejenigen Bauten, die aus Kap. 35 11 
errichtet und nach Fertigstellung in die Bewirt- 
schaftung der Bundesvermögensverwaltung über- 
geführt worden sind. Auf einen großen zusammen- 
hängenden Komplex, die isogenannten Kanadier- 
siedlungen, darf dabei hingewiesen werden. Hierzu 
kommen die im Laufe des Haushaltsjahres einge- 
tretenen Preissteigerungen. Die Ausgaben für die 
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Bewirtschaftung der Liegenschaften sind ihrer Na- 
tur nach zwangsläufig. Die Ausgaben waren mit- 
hin unabwendbar und unvorhersehbar. 

Den Mehrausgaben stehen entsprechend Mehrein- 
nahmen an anderer Stelle gegenüber. 


*) 347 112,15 Ausgaben bei der Abrechnung von Liegenschaften 
bei der Übergabe an den Bund bzw. bei der Ab- 
gabe an andere Rechtsnachfolger 

Der BMF hat sich im Einvernehmen mit dem 
Bundesrechnungshof damit einverstanden erklärt, 
daß bei der Abrechnung anläßlich der Übergabe 
von Liegenschaften des ehemaligen Reichs, Preu- 
ßens, u. a. an den Bund oder vom Bund an andere 
Rechtsnachfolger die Gesamtbeträge der sich er- 
gebenden Einnahmen oder Ausgaben außerplan- 
mäßig bei Kap. 08 04 Tit. apl. 68 bzw. Tit. apl. 468 
unter der oben genannten Zweckbestimmung ge- 
bucht werden. Im Rechnungsjahr 1955 sind darauf- 
hin bei Kap. 08 04 Tit apl. 468 an Ausgaben 
347 112,15 DM, bei Kap. 08 04 Tit. apl. 68 an Ein- 
nahmen 356 407,63 DM gebucht worden. 

Die Mehrausgaben werden somit durch Mehrein- 
nahmen an anderer Stelle gedeckt. 

*) 54 800, — Erwerb des Grundstücks Gießen, Klingelbach- 

weg 3, im Wege der Zwangsversteigerung 

Das Grundstück in Gießen, Klingenbachweg 3, 
mußte im Wege der Zwangsversteigerung zum 
Preise von insgesamt 54 800 DM erworben werden, 
um die an 6. Rangstelle eingetragene Hypothek des 
Bundes in Höhe von 11 000 DM zu retten. Die Aus- 
gabe war nicht vorherzusehen und ist unabwend- 
bar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


500 — 


10 407,96 


Gerichts- und ähnliche Kosten 

Mehrausgaben für die Heranziehung eines ameri- 
kanischen Rechtsanwalts für die Beratung der Be- 
reinigungsstelle in New York für Verfahren nach 
§ 33 AuslWBG. Die Bescheide, zu deren Abfassung 
der Anwalt herangezogen wird, sind für die Be- 
reinigungsverfahren 'in den USA und damit für die 
finanziellen Verpflichtungen des Bundes von 
grundsätzlicher Bedeutung. Die notwendige Mehr- 
ausgabe war nicht vorauszusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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212 000 — 


16 879,28 ! Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte 
— Vergütungen der Angestellten — 

Die besonderen Verhältnisse auf dem Gebiet der 
Zahlbarmachung der Dienstbezüge für Beamte 
und Angestellte seit Beginn des Kalenderjahres 
1955 (Tarifänderungen, Ortsklassenänderungen, 
Nachzahlungen, Steuerreform usw.) haben zusätz- 
lich eine bei Aufstellung des Haushaltsvoran- 
schlags für 1955 unvorhersehbare Arbeitsbe- 
lastung bei der Bundeshauptkasse mit sich ge- 
bracht, so daß die Rückstände sich anhäuften und 
sogar Stockungen zu befürchten war en, wenn nicht 
sofort zusätzliche Arbeitskräfte eingestellt würden. 
Als dringender notwendiger Bedarf sind 4 Kräfte 
ermittelt worden, die nach TO A VI b bezahlt wer- 
den. Ausreichende Mittel stehen bei Kap. 08 08 
Tit. 104 a und b nicht zur Verfügung. Die Aus- 
gaben sind unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 
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09 02 
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130 000 — 

602 

i 

(Vorgriff) 


Kosten der Teilnahme der deutschen Delegation an 
der Internationalen Zollkonferenz 

In der Zeit von Mitte Januar bis Ende Mai 1956 
fand die Internationale Zollkonferenz in Genf 
statt. Der Haushaltsbetrag für die Konferenz 
wurde im Rechnungsjahr 1956 veranschlagt. Für 
die auf das Rechnungsjahr 1955 entfallenden Aus- 
gaben war es jedoch unabweisbar und erforderlich, 
den Betrag außerplanmäßig bereitzustellen. Bei 
Aufstellung des Haushaltsplans für das Rech- 
nungsjahr 1955 war diese Ausgabe noch nicht vor- 
auszusehen. Ein Betrag von 160 000 DM ist von 
dem für den gleichen Verwendungszweck für das 
Rechnungsjahr 1956 bei Kap. 0901 Tit. 952 ver- 
anschlagten Ansatz in Abgang gestellt worden. 

Beiträge zu den Kosten der deutschen Beteiligung 
an ausländischen Messen 

Die überplanmäßige Haushaltsausgabe war unab- 
weisbar erforderlich, um die Vorbereitungsarbei- 
ten für einige zu Beginn des Rechnungsjahres 1956 
stattfindende ausländische Messen finanzieren zu 
können. Bei der Aufstellung des Haushaltsplans 
1955 ließ sich noch nicht übersehen, in welcher 
Hohe Kosten für die Vorbereitungsarbeiten Unfäl- 
len würden. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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09 02 

4 800 000,— 

100 000 — 

Zuschuß zur Förderung der gewerblichen Wirt- 
schaft gemäß § 8 Satz 2 des Investitionshilfe- 
Schlußgesetzes vom 24. Februar 1955 

950 


(Vorgriff) 




Der Betrag wurde zur Finanzierung dringender 
exportfördernder Maßnahmen benötigt. Das Aus- 
laufen verschiedener steuerlicher Exporthilfen ließ 
diese Maßnahmen der klassischen Exportförderung 
als unabweisbar notwendig erscheinen. 

Der Mehrausgabe steht eine entsprechende Mehr- 
einnahme an anderer Stelle gegenüber. 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 01 
107 

295 400,— 

140 000 — 

10 01 

5 000,— 

16 000 — 

219 



10 01 

903 800 — 

60 000,— 

308 



10 02 

4 490 180,— 

42 000 — 

602 




Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 
Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetz- 
licher Verpflichtung. Sie müssen daher nach dem 
laufenden Bedarf geleistet werden. Der Haushalts- 
ansatz ist nach einem vorgeschriebenen Kopfsatz 
festgesetzt worden. Die Leistung der überplan- 
mäßigen Ausgabe ist daher unabweisbar. 


Gerichts- und ähnliche Kosten 

Erhöhung der Ausgaben durch anhängig gemachte 
Prozesse gegen die Bundesrepublik. Die Mehraus- 
gabe war unabweisbar und unvorhergesehen. Bei 
der Aufstellung des Haushaltsplans 1955 war die 
Entwicklung nicht so übersehbar, daß eine höhere 
Veranschlagung der Gerichtskosten begründet 
werden konnte. 

Einsparung an anderer Stelle. 


Vergütung an die Deutsche Landesrentenbank für 
die Verwaltung der Soforthilfe-Mittel für die 
Flüchtlingssiedlung 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. Die Höhe des 
tatsächlichen Bedarfs war zur Zeit der Veran- 
schlagung der Mittel nicht vorhersehbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


Zuschuß an die Forschungsanstalt für Landwirt- 
schaft in Braunschweig-Völkenrode 

Im Haushaltsplan der Forschungsanstalt für Land- 
wirtschaft für 1953 war die an die Oberfinanzdirek- 
tion Hannover zu zahlende Pacht mit 420 000 DM 
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veranschlagt. Der Ansatz war in entsprechender 
Anwendung des Bundeshaushalt tsgesetzes mit 
10 v. <H. = 42 000 DM gesperrt. Dem Anträge auf 
Entsperrung wurde mit Verfügung vom 2. März 
1954 — HA — E 30 20 — 10/53 — grundsätzlich 
zugestimmt, doch (konnte die angebotene Einspa- 
rung nicht (anerkannt werden. Da die Forschungs- 
anstalt nicht in der Lage war, die Pacht zu zahlten, 
andererseits die OFD Hannover auf die Einzie- 
hung nicht verzichten kann, muß zur Erfüllung der 
Verpflichtung der Restbetrag der Pacht für 1953 
mit 42 000 DM überplanmäßig zur Verfügung ge- 
stellt werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 


10 0 2 
664 


200 000 ,— 


Zuschüsse zur Förderung agrarsoziologischer und 
agrarsozialer Maßnahmen 

Unabweisbare und unvorhergesehene Mehraus- 
gaben aus Anlaß der Durchführung des Landwirt- 
schaftsgesetzes vom 5. September 1955 (BGBl. I 
S. 565 ff.). 


10 02 
670/1 


104 500,— 


Zuschüsse zur Durchführung und Auswertung be- 
sonderer Erhebungen auf dem Gebiet der Betriebs- 
und Ernährungswirtschaft 

Unabweisbare und unvorhergesehene Mehraus- 
gaben aus Anlaß der Durchführung des Landwirt- 
schaf tsgesetz es vom 5. September 1955 (BGBl. I 
S. 565 ff.). 


10 02 
apl. 678 


*) 105 451,50 


Forschung und Versuche aus Zuweisungen Dritter 

Ausgaben dürfen entsprechend dem Vermerk zur 
Zweckbestimmung nur in Höhe der tatsächlichen 
Einnahmen bei Kap. 10 02 Tit. apl. 63 geleistet wer- 
den. Die Mittel entstammen der mit einem Geldbe- 
stand von 458 238,60 DM aufgelösten Thomasphos- 
phat-Ausgleichskasse und sollen, da sie durch die 
Landwirtschaft aufgebracht worden sind, dieser 
durch Finanzierung von Forschungsaufgaben auf 
dem Gebiete der Bodenfruchtbarkeit wieder zugute 
kommen. Die Veranschlagung im Haushaltsplan 
1955 war nicht möglich, da s. Z. die (endgültige Ver- 
wendung des Kassenbestandes noch nicht geklärt 
war. 


30 





An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

1955 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 

Tit. 


zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 02 
951 


36 600 000 — 


2 727 205,97 Preisausgleich für eingeführtes Getreide, für ein- 
(Vorgriff) geführten Zucker sowie Gewährung einer Liefer- 

prämie für Roggen 

Erhöhter Bedarf an Subventionen durch Preisan- 
stieg für Industriegetreide infolge unvorherge- 
sehener Verknappung des Warenangebotes auf 
dem Weltmarkt sowie infolge nachträglich angefal- 
lener Verpflichtungen (für die Einfuhren 1954 und 
früher. Der Mehrbedarf war zur Erhaltung des 
Preisstandes unabw eisb a r . 


10 02 
apl. 970 


*) 5 371 489,27 


Zuschüsse für Maßnahmen zur Milderung der 
Ernte- und Hochwasserschäden im Jahre 1954 

a) 657 192,52 DM 

Die Ernte- und Hochwasser schaden hatten im Jahre 
1954 ein Ausmaß angenommen, daß die Länder 
allein nicht in der Lage waren, die 'erforderlichen 
Ausgleichsmaßnahmen zu finanzieren. Nach dem 
Beschluß des Deutschen Bundestages in seiner 
45. Sitzung vom 24. September 1954 hatte sich der 
Bund an den Aufwendungen der Länder zu be- 
teiligen. Im Rechnungsjahr 1954 sind bei der glei- 
chen Verbuchungsstelle 31 457 262 DM verausgabt. 
Die im Rechnungsjahr 1955 noch entstandenen 
Ausgaben waren unvorhersehbar und unabweis- 
bar. 

b) 4 714 296,75 DM 

Neben den sonstigen Maßnahmen zur Milderung 
der Ernte- und Hochwasserschäden im Jahre 1954 
wurde seitens des Bundes die Gewährung einer 
Ausgleichsvergütung von 4 DM pro Tonne des bis 
zum 31. Dezember 1954 abgelieferten inländischen 
feuchten Brotgetreides der Ernte 1954 erforderlich. 
Hierfür wurden im Rechnungsjahr 1955 4 714 296,75 
DM benötigt. Die Ausgabe war unvorhersehbar 
und unabweisbar. 


10 02 
apl. 971 


*) 25 722 284,32 


Gewährung eines Zuschusses zum Milchauszah- 
lungspreis 

Die Bundesregierung hat am 9. November 1955 be- 
schlossen, zur Aufbesserung des Milchauszahlungs- 
preises als Übergangsregelung bis zur Durchfüh- 
rung endgültiger Maßnahmen (Erhöhung des Ver- 
braucherpreises für Trinkmilch, Wegfall der Um- 
satzsteuer in der Bearbeitungsstufe) für die Zeit 
vom 1. Dezember 1955 bis längstens 31. März 1956 
einen Zuschuß zum Milchauszahlungspreis an die 
Erzeuger zu gewähren. Der Gesamtbedarf beläuft 
sich im Rechnungsjahr 1955 auf 25 722 284,32 DM. 
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10 02 
apl. 972 


10 02 
apl. 973 


Der Haushai tsausscbuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 140. Sitzung am 1. März 1956 von der 
Maßnahme Kenntnis genommen und keine Beden- 
ken gegen sie erhaben. 

*) 7 263 932,96 Vergütung von Abschöpfungsbeträgen zwecks Be- 
rechnung der Preise für ernährungswirtschaft- 
liche Ausfuhrgüter auf der Grundlage der Welt- 
marktpreise 

Auf Grund der Beschlüsse der Bundesregierung 
vom 26. Februar und 15. September 1955 sollte mit 
Hilfe (der Abschöpfungen, die bei der Einfuhr von 
65 000 t Futtergetreide 'aufkamen, die Vorausset- 
zung dafür geschaffen werden, daß die Preiskal- 
kulation für solche Fleischfertiigwaren, die in der 
Zeit vorn 1. Juli 1954 bis 30. September 1955 'aus- 
geführt wurden, auf der Grundlage der Welt- 
marktpreise erfolgen könnte. Die ibei der Einfuhr 
von 65 000 t Futtergetreide erhabenen Abschöpfun- 
gen waren zu diesem Zweck an die Ausführer von 
Fleischfertigwaren anteilig izu vergüten. Zur Siche- 
rung gleicher Wettbewerbsbedingungen auf dem 
Weltmarkt und damit zur Erhaltung der Absatz- 
märkte für Fleischfertigwiarenausifuihren war die 
sofortige Durchführung dieser Maßnahme und da- 
mit die Ausgabe unabweisbar. Da die Maßnahme 
I erst zu einem späteren Zeitpunkt beschlossen 
wurde, war die Ausgabe ibei der Aufstellung .des 
Haushaltsplans 1955 noch nicht vorhersehbar. 

*) 1466374,60 Förderung der Ausfuhr von lebenden Schweinen 
zur Entlastung des Inlandsmarktes 

Infolge der um 2,7 Mio Stück höheren Schlachtung 
von Schweinen im Kalenderjahr 1955 war leime 
weit über den üblichen Durchschnitt liegende Her- 
ausnahme von Schweinen aus dem Inlandsmarkt 
zur Sicherung der Inlandspreise seitens der Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle für Schlachtvieh, Fleisch 
und Fleischerzeugnisse notwendig. Ohne erneute 
Marktstörungen konnten diese Schweine dem In- 
landsmarkt im gleichen Jahre nicht wieder zuge- 
führt werden. Zur Vermeidung dieser erneuten 
Marktstörungen .und zusätzlicher Lagerkosten für 
diese Schweine war deren Absatz im Ausland not- 
wendig. Hierzu bedarf es aber zur Verhinderung 
von Absatzschwierigkeiten einer gewissen Stüt- 
zung der Exportpreise. — Die Maßnahme war zur 
Sicherung der Inlandpreise für Schweinefleisch un- 
abweisbar. Da sie sich erst aus der Marktlage wäh- 
rend des Kalenderjahres 1955 ergeben hat, war sie 
bei der Veranschlagung für den Haushaltsplan für 
das Rechnungsjahr 1955 umvorhersehbar. 
Einsparung an anderer Stelle. 
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10 03 
219 


10 03 
apl. 950 


10 23 
apl. 405 


/ 

100 000 ,— 


20 000, — Gerichts- und ähnliche Kosten 

Weiterer u nvo rhe rs ehb a r e r und unabweisbarer 
Mehrbedarf von Gerichts- und Anwaltskosten aus 
Anlaß der Erstattung von Ausgleichs- und Unter- 
schiedsbeträgen für Einfuhrgüter der Land- und 
Ernährungswirtschaft im Rahmen des Importaus- 
gleichsgesetzes sowie von Gebühren der Außen- 
handelsstelle. Eine Veranschlagung dieser Kosten 
konnte nicht erfolgen, weil der Umfang der zu füh- 
reden Prozesse bei Aufstellung des Haushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1955 nicht zu übersehen 
war. 

*) 38 272,66 Teilrückzahlung einer Mietvorauszahlung an die 
ehemalige Dienststelle für besondere Versorgungs- 
aufgaben infolge deren Auflösung und Kündigung 
des Mietverhältnisses zum 30. September 1955 

Teilrückzahlung iaus -einer im Rechnungsjahr 1952 
von der damaligen Dienststelle für besondere Ver- 
sorgungsaufgaben (DbV) geleisteten und bei E.P1. X, 
Kap. 10 Tit. 1 der Einnahme dieses Rechnungsjahres 
vereinnahmten Mietvorauszahlung für das Verwal- 
tungsgebäude in Frankfurt (Main), Adickesallee 40. 
Eine Aufrechnung der Mietvorauszahlung ist in- 
folge der fortschreitenden Verkleinerung und der 
endgültigen Auflösung der DbV am 30. September 
1955 entfallen. Die Nachmieter in den früher von 
der DbV benutzten Räumen sind in die Mietvor- 
auszahlung nicht eingetreten; die Zahlung der 
Miete durch diese Stellen erfolgt laufend. Die Aus- 
gabe ist unvorhersehbar und konnte bei Aufstel- 
lung des Haushaltsplans 1955 nicht veranschlagt 
werden, weil nicht übersehen werden konnte, ob 
und ggf. in welcher Höhe mit der Auflösung der 
DbV eine Mietrückzahlung erforderlich wurde. 
Die Unabweisiharkeit der Rückzahlung ergibt sich 
aus der Sachlage. 

Die Mehrausgabe fließt der Bundeskasse als Mehr- 
einnahme an anderer Stelle wieder zu. 

*) 610 570, — Zuschuß au die Forschungsgesellschaft für Reben- 

züchtung mbH, Baden-Baden 

a) 75 520 DM 

Die Übernahme des Forschungsinstituts für Re- 
benzüchtung Geilweilerhof als Bundesforschungs- 
anstalt für Rebenzüchtung auf den Bund konnte 
auch im Rechnungsjahr 1955 nicht vollzc^gen wer- 
den, da die Klärung der noch bestehenden, mit der 
Überleitung zusammenhängenden Zweifelsfragen 
sich nicht mehr zeitgerecht ermöglichen ließ. Das 
Institut, das in den vergangenen Jahren infolge 
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der nicht vollzogenen Übernahme mit Zu- 
Schüssen finanziert wurde, die weit unter dem Be- 
trag lagen, der in den jeweiligen Haushaltsplänen 
für die betreffenden Rechnungsjahre für die zu er- 
richtende Anstalt ausgewiesen war, kam hierdurch 
ohne eigenes Verschulden in einem derartigen Um- 
fange mit Verbindlichkeiten gegenüber Dritten in 
Form von unbezahlten bzw. von Banken vorfinan- 
zierten Rechnungsforderungen in Rückstand, so daß 
eine ordnungsgemäße Fortführung der Forschungs- 
arbeit ernstlich in Frage gestellt war. Um das we- 
gen seiner überregionalen Bedeutung für den ge- 
samten deutschen Weinbau wichtige Institut bis zu 
seiner endgültigen Übernahme auf den Bund ar- 
beitsfähig zu erhalten, ergab sich daher die Not- 
wendigkeit, dem Institut im Rechnungsjahr 1955 
den vollen bei Kap. 10 23 ausgewiesenen Zuschuß 
unter Berücksichtigung der bei den Sach- und All- 
gemeinen Ausgaben gesetzlich festgelegten Kür- 
zung von 10 v. H. zur Verfügung zu stellen. 

b) 535 050 DM 

Die Übernahme des Forschungsinstituts für Reben- 
züchtung Geilweilerhof in Siebeldingen (Pfalz) 
als Bundesforschungsanstalt für Rebenzüchtung 
konnte auch im Rechnungsjahr 1955 nicht vollzo- 
gen werden, iso daß der für die Anstalt bei 
Kap. 10 23 ausgebrachte Haushalt mit einem Ge- 
samtzuschuß in Höhe von 630 400 DM nicht in An- 
spruch genommen werden konnte. Es ergab sich 
daher die Notwendigkeit, die Finanzierung des In- 
stituts, wie im Vorjahre, in Form eines Zuschusses 
sicherzustellen. 

Einsparung an anderer Stelle. 


11 01 
205 
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35 000,— 


19 634,18 


Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie 
Erwerb von Haus- und Baugrundstücken 

Aus Bausicherheitsgründen war es notwendig, für 
die zunächst in Erdgeschoßräumen eines Dienst- 
gebäudes vorgesehene Aufstellung elektrischer 
A uf he reitu ngsm as ch i n e n der statistischen Unter- 
abteilung besondere Fundamente im Kellergeschoß 
eines Dienstgebäudes anlegen und zur Gewinnung 
einer ausreichenden Geschoßhöhe diesen Keller- 
raum vertiefen zu lassen. Diese Aufwendungen 
waren nicht voraussehbar; isie konnten nicht hin- 
ausgezögert werden, weil mit den Arbeiten, für 
die die Maschinen bestimmt waren, nicht gewartet 
werden konnte. 
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568 700 — 


76 200,— 


Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 140. Sitzung am 1. März 1956 von 
der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle. 

23 989,65 Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte 
— Vergütungen der Angestellten — 

Nach Übernahme der Aufgaben aus dem Fremd- 
renten- und Auslandsrentengeisetz auf die Bundes- 
ausführungsbehörde für Unfallversicherung ergab 
sich, daß auf Grurud 'des teilweise sehr mangelhaf- 
ten Bearbeitungsstandes der übernommenen Ren- 
tenakten rd. 15 000 Fremdrentenfälle nachgeprüft 
werden müssen. Dazu kam noch die Bearbeitung 
von 3 400 Fremdrentenermittlung'sfällen und die 
Überprüfung von E rsatzanspr üchen der früheren 
Versicherungsträger und die Kontrolle des Solls 
und Ists tbei den Fremdrentenzahlungen. Diese Auf- 
gaben, die in dem aufgezeichneten Umfange nicht 
vorherzusehen waren, kommt en mit dem vorhan- 
denen Personal nicht erledigt werden. Es war mit- 
hin zur Entlastung des vorhandenen Personals im 
finanziellen Interesse des Bundes die zusätzliche 
Einstellung von je 3 Angestellten der Vergütungs- 
gruppe VII, VIII und IX erforderlich. Hierdurch 
entstand die Mehrausgabe. Sie war zwangsläufig 
und unabweisbar. 

28 488,85 Erweiterung der Fernsprechanlage des Bundes- 
ministeriums für Arbeit 

Im Zusammenhang mit der Sozialreform ist inf olge 
der Erhöhung der Zahl der Beamten und Ange- 
stellten deis Ministeriums eine Erweiterung der 
Fernsprechanlage notwendig geworden. Die hier- 
für veranschlagten Mittel haben nicht ausgereicht. 
Bei der Veranschlagung dieser Mittel konnte er- 
wartet werden, daß zur Unterbringung des zusätz- 
lichen Personals die vom Bundesmmisterium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten in Dienst- 
gebäuden des Bundesministeriums für Arbeit be- 
nutzten Räume diesem zurückgegeben werden 
könnten. Dies hat sich jedoch nicht verwirklichen 
lassen, vielmehr erhielt das Bundesministerium für 
Arbeit eine bisher von der Zollschule benutzte 
Doppelstockbaracke. Hierdurch sind erhebliche zu- 
sätzliche Kosten für Kabelverlaguingen und andere 
Arbeiten entstanden. Weitere Mehrkosten entstan- 
den durch den zur Sicherstellung eines geordneten 
Geschäftsbetriebes notwendigen Anschluß von 
10 neuen Amtsleitungen. Die Mehrausgabe war 
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nicht vorauszusehen und ist unabweisbar. Eine Be- 
handlung als Vorgriff gemäß § 73 Satz 2 RHO ist 
nicht möglich, dia es sich um eine auslaufende Be- 
willigung handelt. 

Dier Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 140. Sitzung am 1. März 1956 von der 
überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis genom- 
men und keine Bedenken erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle. 

11 H 5 000 000, — 381 109,41 Zuschüsse zur Förderung der Arbeitsaufnahme und 

301 beruflicher Bildungsmaßnahmen für Arbeitslosen- 

fürsorgeunterstützungsempfänger 

Zur Deckung des starken und anhaltenden Kräfte- 
bedarfs mußten die Maßnahmen zur Förderung der 
Arbeitsaufnahme und zur (beruflichen Ausbildung 
der Arbeitslosenfürsorgeunterstützungsempfänger 
zur Lockerung der Dauer-Arbeitslosigkeit, beson- 
ders in den Notstands- und Grenzgebieten, mit be- 
sonderem Nachdruck betrieben werden. Hierdurch 
entstand der Mehrbedarf. Die Maßnahmen waren 
zur Vermittlung in Arbeit zwangsläufig; sie dien- 
ten der Verminderung der Ausgaben bei Tit. 300. 
In ihrem Ausmaß waren sie nicht vorherzusehen; 
die Überschreitung war unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hat in seiner 169. Sitzung am 25. Juni 1956 
von der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis 
genommen und keine Bedenken erhoben. 

11 11 4 000 000, — 813 344,60 Unterstützung und Berufsfürsorge für Heimkehrer 

Der Mehrbedarf war durch das Ansteigen der Zahl 
der Heimkehrer seit April 1955, hauptsächlich aber 
durch die vermehrten Heimkiehrertransporte 
(Kriegsgefangene, Zivilinternierte) seit den Mos- 
kauer Verhandlungen, bedingt. Darüber hinaus 
fielen durch die verstärkte Förderung der Maß- 
nahmen zur Verhütung und Beendigung der Ar- 
beitslosigkeit und für berufliche Biidungsmaß- 
nahmen höhere Aufwendungen an. Eine weitere 
Erhöhung der Ausgaben war auf die Zweite Än- 
derungsverordnung vom 17. Dezember 1955 zu- 
rückzuführen, nach der rückwirkend ab 1. Oktober 
1955 wesentlich höhere Beihilfen gezahlt werden. 
Die Mehrausgaben waren nicht vorherzusehen, 
zwangsläufig und unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 145. Sitzung am 21. März 1956 von 
der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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11 11 
303 


28 840 000,— 


25 000 000 — 


Pauschalabgeltung der persönlichen und sächlichen 
Verwaltungsausgaben der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung für 
die Durchführung der Arbeitlosenfürsorge 


Der Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit in 
der Verwaltung hält in seinem Gutachten über die 
Organisation der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung einen Ent- 
schädigungssatz von 472 v. H. der Aufwendungen 
für die Alfu für angemessen. Dieser Erstattungs- 
satz soll der Vereinbarung über die Erstattung der 
Verwaltungskosten zwischen der Bundesregierung 
und der Bundesanstalt zugrunde gelegt werden; 
die Vereinbarung konnte im Rechnungsjahr 1955 
noch nicht abgeschlossen werden. Da an die Bun- 
desanstalt für die Zeit vom 1. Mai 1952 bis zum 
Ende des Rechnungsjahres 1955 auf die erstattungs- 
fähigen Aufwendungen der Arbeitslosenfürsorge 
in Höhe von rd. 3 680 000 000 DM, die bei 472 v. H. 
Erstattungssatz eine Entschädigung von rd. 
166 000 000 DM erfordern, bei 4 v. H. Erstattungs- 
satz nur rd. 140 900 000 DM gezahlt worden sind, 
mußte ihr eine weitere Abschlagszahlung in Höhe 
von rd. 25 000 000 DM gewährt werden. Die Mehr- 
ausgabe war nicht vorherzusehen, sie war zwangs- 
läufig und unabweisbar. 

Der Haushalts aus schuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 151. Sitzung am 12. April 1956 von 
der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 


11 11 

535 


1 500 000,— 


444 263,20 


Darlehen zur Förderung der Arbeitsaufnahme und 
beruflicher Bildungsmaßnahmen für Arbeitslosen- 
fürsorgeunterstützungsempfänger 

Der Mehrbedarf war darauf zurückzuführen, daß 
wegen des starken und anhaltenden Kräftebedarfs 
Maßnahmen zur Verhütung und Beendigung der 
Arbeitslosigkeit mit verstärktem Nachdruck durch- 
geführt werden mußten. Die Maßnahmen waren 
zwangsläufig erforderlich, die Mehrausgaben nicht 
vorauszusehen und unabweisbar. Von der Dek- 
kungsfähigkeit mit Tit. 301 konnte kein Gebrauch 
gemacht werden, weil tauch bei diesem Titel aus 
den gleichen Gründen Mehrausgaben entstanden 
waren. Im übrigen bewirken die Ausgaben bei den 
Tit. 301 und 535 Minderausgaben bei Tit. 300. Der 
erhöhten Darlehensgewährung werden im kom- 
menden Rechnungsjahr höhere Rückzahlungen bei 
Tit. 50 folgen. 
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Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 145. Sitzung am 21. März 1956 von der 
überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis genommen 
und keine Bedenken erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle. 


nii 

536 


5 000 — 


15 707,75 


Darlehen zur Förderung der Arbeitsaufnahme und 
der beruflichen Bildungsmaßnahmen der Heim- 
kehrer 


Der Mehrbedarf ist auf die gestiegene Zahl der zu 
betreuenden Heimkehrer (Kriegsgefangene und 
Zivilinternierte) zurückzuführen. Die Ausgaben 
waren, nicht vorherzusehen, zwangsläufig und un- 
abweisbar. Den höheren Darlehen werden im kom- 
menden Rechnungsjahre höhere Rückzahlungen 
bei Tit. 55 folgen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 169. Sitzung am 25. Jiuni 1956 von 
der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 


U 13 
602 


51 056,98 


Zuschüsse an die knappschaftliche Rentenver- 
sicherung 

Aus der Abrechnung der Arbeitsgemeinschaft der 
Knappschaften über das Wirtschaftsjahr 1954 der 
Knappschaften — Kalenderjahr 1954 — hat sich 
ergeben, daß auf Grund des § 18 des Sozialver- 
s i cherungs- Anpassungsgesetz es vom 17. Juni 1949 
und des § 5 Abs. 4 des Kn app Schafts versiehe rungs- 
Anpassungsgesetzes vom 30. Juli 1949 (WiGBl. 
S. 99 bzw. 202) in Verbindung mit § 17 Buchstabe c 
des Ersten Überleitungsgesetzes »in der Fassung 
vom 28. April 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 193) 
der Hessischen Knappschaft 36 258,61 DM 

der Süddeutschen Knappschaft 14 798,37 DM 

zusammen 51 056,98 DM 

als Bundeszuschuß zustehen. 

Bei Aufstellung des Haushaltsplans für das Rech- 
nungsjahr 1955 ist davon ausgegangen worden, daß 
Bundeszuschüsse der bezeichneten Art nicht fällig 
werden. Kap. 11 13 Tit. 602 — Zuschüsse an die 
knappschaftliche Rentenversicherung — ist daher 
nur als Leertitel eingesetzt worden. Da die bei- 
den Rentenversicherungsträger einen gesetzlichen 
Anspruch auf die Auszahlung des Zuschusses 
haben, mußte der Betrag überplanmäßig gezahlt 
werden. Die Zahlung war zwangsläufig und unab- 
weisbar. 
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11 13 28 000 000,— 

603 


11 13 1 000 000,— 

604 


11 13 
apl. 605 a 


Der Haushalts ausischuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 139. Sitzung am 29. Februar 1956 von 
der überplanmäßigen Bewilligung Kentnis genom- 
men und keine Bedenken erhoben. 

248 308,95 Zuschüsse an die knappschaftliche Kranken- 
versicherung 

Der Zuschuß beträgt 1 v. H. der Arbeitsvendienste, 
für die Beiträge zur knappschaftlicben Kranken- 
versicherung geleistet werden. Infolge der im 
Rechnungsjahr 1955 eingetretenen Lohnerhöhun- 
gen hat der veranschlagte Betrag zur Deckung der 
Ausgaben, die dem Grund und der Höhe nach auf 
gesetzlicher Verpflichtung beruhen, nicht ausge- 
reicht. Die Mehrausgabe war daher unabweisbar 
und nicht vorherzusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

170 984,37 Erstattung der Mehraufwendungen von Sozial- 
versicherungsträgern an Verfolgte des National- 
sozialismus 

Die Mittel wurden im Haushaltsplan 1955 in glei- 
cher Höhe wie im Vorjahr veranschlagt, da nicht 
zu erwarten stand, 'daß eine wesentliche Änderung 
in der Höhe der Ausgaben eintreten würde. Der 
veranschlagte Betrag hat jedoch nicht zur Dek- 
kung des tatsächlichen Bedarfs ausgereicht. Die 
Mehrausgabe war nicht vorherzusehen und — da 
die Erstattung der Mehraufwendungen der Sozial- 
versicherungsträger an Verfolgte des National- 
sozialismus dem Grund und der Höhe nach auf ge- 
setzlicher Verpflichtung beruht — unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 

*) 300 000, — Kosten der Beschaffung von Versicherungsunter- 

lagen aus der Tschechoslowakischen Republik 
(CSR) für Personen, die bei Versicherungsträgern 
der CSR versichert waren 

Nach §§ 1, 3 und 4 des Fremdrenten- und Aus- 
landsrentengesetzes vom 7. August 1953 (BGBl. I 
S. 848) haben Flüchtlinge und auch andere Per- 
sonen in der Bundesrepublik, die bei einem Ver- 
sicherungsträger in der Tschechoslowakischen Re- 
publik (CSR) versichert waren, Anspruch auf Lei- 
stungen aus den dort zurückgelegten Versiche- 
rungszeiten gegen die Versicherungsträger in der 
Bundesrepublik. Da sich die Versicherungsunter- 
lagen für die früheren Versicherungszeiten bei den 
Versicherungsträgern in der CSR befinden, fehlen 
den Versicherten häufig alle Unterlagen für den 
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11 13 | 2 000 000 — 
606 I 


11 13 35 000 000 — 

610 


Nachweis ihres V e rs i ch e r ung s v e r h ä 1 tn iss es und für 
die Feststellung der Höhe ihrer Rentenansprüche. 
Sie können weder den Nachweis 'über bezogenes 
Arbeitsentgelt noch über geleistete Beiträge in der 
CSR führen. Die Landes Versicherungsanstalt Ober- 
bayern hat aber eine Möglichkeit gefunden, die 
Versicherungsunterlagen aus der Tschechoslowakei 
gegen Entrichtung einer Gebühr von 4 DM je Fall 
zu beschaffen. Wegen des finanziellen Interesses, 
das der Bund an der genauen Erfassung des Ver- 
sicherungsablaufs bei iden überwiegend zu seinen 
Lasten gehenden Fremdrenten hat, wurde der 
Landesversicherungsanstalt Oberbayern die Erstat- 
tung der Hälfte der ihr hierdurch entstandenen 
/ Verwaltungskosten zugesagt. Hierauf waren die 
Ausgaben zurückzuführen. Sie waren nach der 
Lage (der Sache unabweisbar und konnten nicht 
vorhergesehen werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 151. Sitzung am 12. April 1956 von 
der außerplanmäßigen Bewilligung Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken dagegen erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle. 

2 485 578,29 Erstattung der Aufwendungen für die Kranken- 
hilfe an Heimkehrer 

Die Rückkehr einer größeren Anzahl Kriegsgefan- 
gener und Internierter im Laufe des Rechnungs- 
jahres 1955 machte in hohem Maße Ausgaben für 
gesundheitsfürsorgerische Maßnahmen notwendig, 
die über die satzungsmäßigen Leistungen der 
Krankenkassen hinausgingen. Die Ausgaben be- 
ruhen auf gesetzlicher Verpflichtung, waren daher 
unabweisbar und konnten in der nachgewiesenen 
Höhe nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 

27 655 578,35 Erstattung der Leistungen der Träger der gesetz- 
lichen Krankenversicherung auf Grund des Mutter- 
schutzgesetzes 

Die Mehrausgabe hat sich ergeben, weil der bereits 
im Frühjahr 1954 geschätzte Haushaltsansatz 
mangels vergleichbaren Zahlenmaterials nach erst 
einjähriger Geltung des Mutterschutzgesetzes nicht 
ausreichend mit Mitteln ausgestattet worden war. 
Auch die Steigerung der Zahl der erwerbstätigen 
Frauen hatte 'eine Erhöhung der Ausgaben zur 
Folge. Die Auszahlung der letzten 10 v. H. der 
Rechnungsbeträge der Jahre 1952/1954 verursachte 
weitere Mehrausgaben durch die Länder nach dem 
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11 1 3 
613 


20 000 000 ,— 


1 1 13 
615 


Erlaß der Verordnung zur Durchführung des § 14 
des Mutterschutzgesetzes vom 22. November 1955 
(BGBl. I S. 728). Bei einer Gesamtausgabe von rd. 
95,1 Mio DM in dieser Zeit dürften hierfür, nach 
Anrechnung nicht söhr hoher, bereits im Rech- 
nungsjahr 1954 geleisteter Nachzahlungen, etwa 
8 ihis 9 Mio DM benötigt worden sein. Die Ausga- 
ben beruhen auf gesetzlicher Verpflichtung, waren 
daher unabweisbar und in der nachgewiesenen 
Höhe nicht voiiherzusehen. 

28 104 806,55 Teuerungszulage für Empfänger von Sozialver- 
sicherungsrenten 

Nach § 2 des Gesetzes zur Aufhebung des Teu- 
erungszulagengesetzes vom 16. Februar 1956 
(BGBl. I S. 69), das mit Wirkung vom 1. Januar 
1956 in Kraft getreten ist, erhalten Rentenemp- 
fänger, denen für den Monat Dezember 1955 eine 
Teuerungszulage gewährt wurde, eine einmalige 
abschließende Zahlung in Höhe des vierundzwan- 
zig fachen Monatsbetrages der Teuerungszulage. Da 
sich die letzte Monatszahlung ian Teuerungszula- 
genempfänger (Dezember 1955) auf rd. 1 450 000 DM 
belief, waren für die Abschlußzahlung 1 450 000 
DM X 24 = 34 800 000 DM erforderlich. Hierdurch 
ergab sich unter Berücksichtigung der im Haus- 
haltsansatz für das letzte Vierteljahr des Rech- 
nungsjahres 1955 verfügbar gebliebenen Mittel ein 
Mehrbedarf gegenüber dem Haushaltsansatz in der 
nachgewiesenen Höhe. Die Mehrausgabe war 
zwangsläufig, nicht vorherzusehen und unabweis- 
bar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 144. Sitzung am 19. März 1956 von 
der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken dagegen erhoben. 

59 718,12 Erstattung der Aufwendungen für Leistungen 
nicht mehr bestehender oder nicht mehr erreich- 
barer Unfallversicherungsträger 

Der Landesausführungsbehörde für Unfallversiche- 
rung in Stuttgart waren auch noch im Rechnungs- 
jiahr 1955 auf Grund von Abrechnungen über den 
zurückliegenden Zeitraum Ausgaben der in § 17 
Buchstaben f und k des Ersten Über lei tungsgeset- 
zes in der Fassung vom 21. August 1951 (BGBl. I 
S. 779) genannten Art zu erstatten. Die Ausgabe 
war nicht vorherzusehen und — da die Erstattung 
auf gesetzlicher Verpflichtung beruht — unab- 
weisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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Rückständige Zahlungen nach dem Renten-Mehr- 
betrags-Gesetz aus dem Rechnungsjahr 1954 (rd. 
21,8 Mio DM) und die im Rechnungsjahr 1955 fäl- 
lig gewordenen Zahlungen nach dem Gesetz über 
die Gewährung von Sonderzulagen in den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen vom 2. Dezember 1955 
(BGBL I S. 733) waren Anlaß zu der Mehrausgabe 
von 100 797 739,51 DM. Von diesem Betrage wer- 
den gedeckt aus Mitteln des deckungsfähigen 
Tit. 620 (53 000 000 DM — 15 031 226,97 DM [Dek- 
kungsmittel für Tit. 611] = 37 968 773,03 DM), so 
daß eine ungedeckte Mehrausgabe von 62 828 966,48 
DM verbleibt. Diese Mehrausgabe war zwangs- 
läufig, nicht vorherzusehen und unabweisbar. Sie 
wird als Vorgriff nach § 73 RHO behandelt. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 119. Sitzung am 16. Dezember 1955 
(Punkt 14 der Tagesordnung) von der überplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und 
keine Bedenken dagegen erhoben. 


1113 
apl. 621 


*) J 30 000, Kindergeldergänzungsgesetz 

Nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 
Nr. 3 und § 7 Abs. 7 des Kindergeldergänzungsge- 
setzes vom 23. Dezember 1955 (BGBl. I S. 841) hat 
der Bund für einen bestimmten Personenkreis die 
Aufwendungen der Träger der Kindergeldzahlung 
einschließlich der Verwaltungskosten zu erstatten. 
Hierauf ist die außerplanmäßige Ausgabe zurück- 
zuführen. Sie war nicht vorherzusehen, zwangs- 
läufig und unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 151. Sitzung am 12. April 1956 von 
der außerplanmäßigen Bewilligung Kentnis ge- 
nommen und keine Bedenken dagegen erhoben. 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


1 216 600,-1 


60 000, — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 
Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetz- 
licher Verpflichtung. Sie müssen daher nach dem 
laufenden Bedarf geleistet werden. Der Haushalts- 
ansatz ist nach einem vorgeschriebenen Kopfsatz 
festgesetzt worden. Die Leistung der überplan- 
mäßigen Ausgabe ist daher unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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12 02 
303 

46 000,— 

133 000,— 

Bewirtschaftung von Schiffen 

In der Reihe der im August 1953 von der Regie- 
rung der Vereinigten Staaten der Bundesregierung 
übergebenen 381 Schiffseinheiten befanden sich 


die Schiffe „Donar“, „Jaques“ und „Bingum“, die 
als niederländisches Eigentum der niederländischen 
Regierung alsbald übergeben werden sollten. Diese 
Schiffe waren an deutsche Staatsangehörige ver- 
chartert. Die Charterverträge liefen damals noch 
für etwa 10 Jahre. Die niederländische Regierung 
hat die Übertragung des unbelasteten Eigentums 
an den Schiffen verlangt. Das Schiff „Pinguin“ 
konnte nach einer gütlichen Einigung zwischen 
dem deutschen Charterer und dem niederlän- 
dischen Eigentümer übergeben werden. Der Char- 
terer des „Jaques“ war nur bereit, gegen eine Ent- 
schädigung von 75 000 DM und Übernahme der 
für diese Entschädigung zu entrichtenden Steuern 
in Höhe von rd. 34 200 DM vorzeitig auf das ihm 
aus dem Chartervertrag zustehende Recht zu ver- 
zichten und auch keine Ansprüche gegen die Was- 
ser- und Schiffahrtsverwaltung aus einem im 
Jahre 1945 erlittenen Schiffsunfall geltend zu 
machen. Für den Schiffsunfall wurde durch Spruch 
des Seeamtes Bremen die Verwaltung und die da- 
malige amerikanische Besatzungsmacht zu gleichen 
Teilen verantwortlich gemacht. 

Der Charterer des „Donar“ ist mit Urteil des 
Landgerichts Bremen vom 8. Dezember 1955 zur 
Herausgabe des Schiffes verurteilt worden, und 
zwar entschädigungslos wegen schuldhafter Ver- 
letzung des Chartervertrages. Er hat Berufung ein- 
gelegt. Das Urteil erster Instanz ist aber nur vor- 
läufig vollstreckbar, falls die Klägerin (Bundes- 
republik Deutschland) eine Sicherheit in Höhe von 
100 000 DM leistet. 

Die Niederlande drängen auf Erledigung der An- 
gelegenheit bis spätestens zum 1. April 1956. Die 
Übergabe der Schiffe zu einem späteren Zeitpunkt 
würde die Bundesregierung unter Umständen in 
Verzug setzen. 

Infolgedessen müssen die Beträge von rd. 109 200 
DM und 100 000 DM jetzt (gezahlt werden. Die ver- 
fügbaren Mittel von 126 000 DM sind nicht aus- 
reichend, so daß eine überplanmäßige Haushalts- 
ausgabe von 133 000 DM erforderlich ist. Falls der 
Bund in dem Prozeß wegen des Schiffes „Donar“ 
obsiegt, wird ihm bezüglich der Sicherheitslei- 
stung von 100 000 DM kein Schaden erwachsen. Im 
übrigen liegt bei Kap. 12 02 Tit. 11 für 1955 bis 
Ende Januar 1956 eine Mehreinnahme von rd. 
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71 500 DM vor, die sich bis zum Abschluß des Rech- 
nungsjahres 1955 noch erhöhen wird. Die Mehr- 
ausgabe von 133 000 DM war bei der Veranschla- 
gung der Mittel für 1955 noch nicht vorherzusehen. 
Sie ist unabweisbar und kann auch nicht bis zum 
nächsten Rechnunngs j ahr zurückgestellt werden. 


*) 516 800 — 


Beitrag zu den Kosten 

a) der Nordatlantischen Ozeanstützpunkte, 

b) der Flugsicherungsdienste in Island, Grönland 
und auf den Faröer-Inseln 

Zur Sicherung des Luftverkehrs von deutschen 
Luftfahrzeugen über dem Nordatlantik ist die In- 
anspruchnahme der von der ICAO unterhaltenen 
Ozeanstützpunkte (9 Stützpunkte mit 21 Wetter- 
schiffen) sowie der Flugs icherungs- und Naviga- 
tionseinrichtungen in Island, Grönland und auf 
den Faröer-Inseln unerläßlich. Die auf die einzel- 
nen Staaten entfallenden Kostenanteile richten 
sich nach ihrer Beteiligung an den Transatliantik- 
f lügen. Der Beitrag des Bundes zu den Kosten ist 
erstmalig im Haushaltsplan 1956 mit 934 000 DM 
angemeldet worden (Kap. 12 02 Tit. 631). Es hat 
sich jedoch die Notwendigkeit ergeben, bereits mit 
Aufnahme des deutschen Luftverkehrs über den 
Nordatlantik die Kostenbeiträge zu entrichten, so 
daß auf das Rechnungsjahr 1955 folgende Beträge 
entfallen: 

a) Nordatlantische Stützpunkte 

1. Kostenanteil für aeronautische Zwecke für 
die Zeit vor dem 1. Juli 1955 

= 26 000 DM 

2. Am 1. Oktober 1955 fällige Rate zu den 
Kostenian teilen 

= 321 200 DM 347 200 DM 

b) Flugsicherungsdienste in Island, Grönland und 
auf den Faröer-Inseln 

1. Anteil an den Kosten für das Kalenderjahr 

1955 - 115 300 DM 

2. Am 1. Januar 1956 fällige Rate (V 4 der 
Kosten für das Kalenderjahr 1956) 

= 54 300 D M 169 600 DM 

Zusammen 516 800 DM. 
Bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1955 
konnte noch nicht mit diesen Kosten gerechnet 
werden. Die Ausgabe ist unabweisbar und kann 
auch nicht bis zum nächsten Rechnungsjahr zurück- 
gestellt werden. 

Den Mehrausgaben stehen Mehreinnahmen an an- 
derer Stelle gegenüber. 
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12 02 
952 


16 000 000,— 


4 000 000, — Betriebsbeihilfe für die Hochsee-, Küsten- undBin- 

(Vorgriff) nenschiffahrt zur Verbilligung von Dieselkraftstoff 

Die auf gesetzlicher Grundlage beruhende Betriebs- 
beihilfe betrug am 1. April 1955 20,40 DM je 
100 kg Dieselkraftstoff und ist durch die Verord- 
nung zur Änderung der Verordnung über Verbilli- 
gung von Gasöl für die Hochsee-, Küsten- und 
Binnenschiff fahrt vom 18. Juli 1955 (BGBl. II 
S. 761) mit Wirkung vom 1. Mai 1955 auf 32,10 DM 
für 100 kg Dieselkraftstoff erhöht worden. Wenn 
auch diese Erhöhung bei der Veranschlagung der 
Mittel für 1955 berücksichtigt worden ist, so hat 
sich doch gezeigt, daß der mit 53 000 t angenom- 
mene Jahres-Kraftstoff verbrauch zu niedrig be- 
messen worden ist. Die Istausgabe bis Ende De- 
zember 1955 beträgt 15 854 563 DM. Für die Monate 
Januar bis März 1956 muß noch mit einem Bedarf 
von 6 400 000 DM gerechnet werden, so daß die Ge- 
samtausgabe 22 254 563 DM betragen wird. Der 
Fehlbetrag gegenüber der bisherigen Verfügungs- 
summe von 18 311 643,45 DM beträgt 3 942 919,55 
DM, aufgerundet 4 000 000 DM. 

Die Mehrausgabe ist unabweisbar und unvorher- 
gesehen. Ihr stehen entsprechende Mehreinnahmen 
des Bundes an Mineralölzoll und Mineralölsteuer 
gegenüber. 


12 03 
219 


20 000 — 


17 000,— 


Gerichts- und ähnliche Kosten 

Der Haushaltsansatz für Gerichts- und ähnliche 
Kosten wird entsprechend den durchschnittlichen 
I stausgaben der Vorjahre geschätzt, weil sich der 
tatsächliche Bedarf im Zeitpunkt der Veranschla- 
gung noch keinesfalls übersehen läßt. Im Laufe 
dieses Rechnungsjahres sind insbesondere durch 
Rechtsstreitigkeiten aus Schiffsunfällen, deren 
Häufigkeit mit der Zunahme des Verkehrs auf den 
Wasserstraßen Zusammenhänge und aus der Räu- 
mung der Wasserläufe außerordentliche und nicht 
voraussehbare Aufwendungen für Prozesse ent- 
standen. 

Der Gesamtbedarf wird im einzelnen wie folgt be- 
gründet: 

1. Rechtsstreitigkeiten aus Anlaß von Schiffsunfäl- 
len 

a) Kläger Bund 

1 Fall mit einem 

Kostenaufwand von 1 496,31 DM 

b) Beklagter Bund 

10 Fälle mit einem 

Kostenaufwand von 7 891,82 DM 
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457 000,— 


c) Prozeßbeteiligter Bund 

6 Fälle mit einem 

Kostenaufwand von 10 963,73 DM 

2. Rechtsstreitigkeiten aus Anlaß der Räumung 
der Wasserläufe 

a) Kläger Bund 

3 Fälle mit einem 

Kostenaufwand von 7 567,56 DM 

b) Beklagter Bund 

1 Fall mit einem 

Kostenaufwiand von 2 421,26 DM 

3. Rechtsstreit vor Arbeitsgerichten 

a) Kläger Bund 

— Fall mit einem 

Kostenaufwand von — 

b) Beklagter Bund 

7 Fälle mit einem 

Kostenaufwand von 769,01 DM 

4. Rechtsstreit aus verschiedenen Anlässen 

a) Kläger Bund 

4 Fälle mit einem 

Kostenaufwand von 3 430,61 DM 

b) Beklagter Bund 

5 Fälle mit einem 

Kostenaufwand von 1 601,27 DM 

5. Sonstige Gerichts- und ähnliche Kosten anläß- 
lich der Beitreibung von Forderungen des Bun- 
des 

Kleinbeträge bis zu 

25 DM im Einzelfall ...... 824,07 DM 

6. Zur Abrundung 34,36 DM 

37 000— DM 

Davon ab: Planmäßige 

Haushaltsmittel . 20 000, — DM 

Somit noch weiter 

erforderliche überplanmäßige 

Mittel 17 000,— DM. 

Einsparung an anderer Stelle. 


27 000,— 


I 


Gesetzliche Kosten der Unfallversicherung nach 
der Reichsversicherungsordnung 

Die Bundeswasserstraßenverwaltung ist für ihren 
Bereich selbst Träger der bundeseigenen Unfall- 
versicherung. Die Leistungen beruhen auf (gesetz- 
licher Verpflichtung und sind daher zwangsläufig. 
Der Anspruch der Berechtigten ergibt sich sowohl 
dem Grunde als auch der Hohe nach unmittelbar 
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1203 

304 


12 03 
apl. 965 


210 000 ,— 


i 


aus der RVO. Der tatsächliche Bedarf ist zur Zeit 
der Veranschlagung nicht genau voraussehbar und 
kann nur auf Grund der Istausgaben der Vorjahre 
geschätzt werden. 

Einsparung an anderer Stelle. 

160 000, — Eisbrechdienst sowie Abwendung von Eis- und 

(Vorgriff) Hochwassergefahr 

Durch die außerordentliche Frostperiode im Win- 
ter 1955/56 sind zwangsläufige und nicht voraus- 
sehbare Aufwendungen entstanden, die unabweis- 
bar im Vorgriff auf das Rechnungsjahr 1956 gelei- 
stet werden mußten. 

Einsparung durch Mehreinnahmen an anderer 
Stelle. 

*) 15 000, Bergschadenskosten an der Doppeischleuse III des 

Rhein-Herne-Kanals und am Verschieb eh ahnhof 
Osterfeld-Süd 

Zwischen der Reichswasserstraßenverwaltung und 
einer Zeche wurde im Jahre 1937 ein Vertrag ge- 
schlossen, der den Zweck hatte, die Schleusen- 
anlage III des Rhein-Herne-Kanals abzusenken. Im 
Jahre 1941 ist dann ein Na chtragsv ertrag geschlos- 
sen worden, durch den die Absenkung auf das Ge- 
biet des Verschiebebahnhofs Osterfeld-Süd ausge- 
dehnt werden sollte. Uber die Verteilung der 
Kosten für Bergschäden war darin vereinbart wor- 
den, daß das „Reich“ für die im Schutzbezirk des 
Verschiebebahnhofs abgebaute Kohle je Tonne 
einen Zuschuß zu den Bergschädenkosten am Ver- 
schiebebahnhonf zahlt. Die Deutsche Bundesbahn 
ist nicht Vertragspartnerin der Verträge, jedoch 
ist seinerzeit intern die hälftige Kostenbeteiligung 
zu den zu zahlenden Zuschüssen vereinbart wor- 
den. 

Zur Abgeltung einer hieraus entstandenen Forde- 
rung der Arenberg Bergbau AG für die Zeit von 
1941 bis 31. März 1953 in Höhe von 84 387 DM und 
zur Aufhebung des Nachtragsvertrages von 1941 
ist ein Vergleich auf insgesamt 30 000 DM zustande 
gekommen, wovon 15 000 DM auf die Deutsche 
Bundesbahn entfallen. Für die Zahlung der dem 
Bund endgültig zur Last fallenden Vergleichs- 
summe von 15 000 DM sollen die angeforderten 
Haushaltsmittel in Anspruch genommen werden. 
Die Ausgabe konnte bei Aufstellung des Haushalt- 
plans 1955 noch nicht vorausgesehen werden; die so- 
fortige Leistung war notwendig. 

Einsparung san anderer Stelle. 
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1204 

304 


425 000 — 


803 042,59 Eisbrechdienst sowie Abwendung von Eis- und 

(Vorgriff) Hochwassergefahr 

Infolge besonders starken Einsatzes der Eisbrecher 
in dem außergewöhnlich strengen Winter 1955/ 
1956 sind zwangsläufig Mehrausgaben entstanden, 
die unabweisbar im Vorgriff auf das Rechnungs- 
jahr 1956 geleistet werden mußten. 

Einsparung durch Mehreinnahmen an anderer 
Stelle. 


12 04 
apl. 957 


Kap. A 12 04 
Tit. 711 
750 000,— 


*) 82 000,— 


Verbreiterung der Hochbrücke über den Nord-Ost- 
see-Kanal bei Levensau und Sicherung der Auf- 
bauten und der gepflasterten Böschungen, Rest- 
betrag 

Das Vorhaben „Verbreiterung der Hochbrücke 
über den Nord-Ostsee-Kanal bei Levensau und 
Sicherung der Aufbauten und der gepflasterten 
Böschungen“ (Gesamtbaukosten 4 950 000 DM) ist 
im Haushalt 1955 bei Kap. A 12 04 Tit. 711 mit 
dem Restbetrag von 750 000 DM veranschlagt. 

Bei der Durchführung der Restarbeiten im Rech- 
nungsjahr 1955 ergaben sich außergewöhnliche 
Schwierigkeiten, die im Rahmen der veranschlag- 
ten Haushaltsmittel nicht behoben werden konn- 
ten. Es traten folgende, bei der Planung nicht vor- 
hersehbare Umstände ein: 

Die Verformungen an den gepflasterten hohen 
Böschungen unter der Brücke, die im Jahre 1912 
bei der Verbreiterung des Nord-Ostsee-KanaJls 
hergestellt waren, erforderten eine durchgreifende 
Sicherung. Diese sollte nach der Planung durch 
Abdeckung der Böschungen mit größeren und 
schwereren Granitsteinen als bisher, also durch 
eine möglichst schwere, gleichmäßige Drucküber- 
tragung auf die Unterfläche, erreicht werden. 

Im Verlauf der sehr vorsichtig begonnenen Er- 
neuerungsarbeiten traten völlig unerwartet — ins- 
besondere am oberen Teil der nördlichen Böschung 
— Sackungen ein. Außerdem zeigte die Oberfläche 
Risse, die sich ständig vergrößerten. Trotz sofor- 
tiger Gegenmaßnahmen war nach kurzer Zeit im 
Mittelabschnitt der Böschung die typische Auf- 
wölbung einer Hangrutschung klar zu erkennen. 

Die unvorhergesehenen Arbeiten zur Beseitigung 
der Rutschung mußten zur Vermeidung einer sich 
für die Brückenwideriager ausweitenden Gefahr 
sofort dem auf der Baustelle tätigen Unternehmer 
übertragen werden, da der aufgetretene Notstand 
keine Ausschreibung erlaubte. Auch war es tech- 
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12 10 
apl. 710 


Kap. A 12 10 
Tit. 782 
70 000,— 


nisch nicht möglich, die nun zusätzlich aufgetrete- 
nen Arbeiten von den im Gan^ befindlichen Pfla- 
sterabeiten zu trennen, vielmehr mußte zur Ver- 
meidung einer Ausweitung des Schadens größter 
Wert darauf gelegt werden, unverzüglich eine 
dauerhafte Sicherung für die Böschung zu errei- 
chen. 

Die über die Gesamtplanung hinausgehenden 
außergewöhnlichen Arbeiten zur Abwendung einer 
dringenden Gefahr für das Bauwerk erforderten 
zwangsläufig und unabweisbar die Inanspruch- 
nahme außerplanmäßiger Haushaltsmittel, deren 
Bereitstellung nur aus dem ordentlichen Haushalt 
erfolgen kann. 

Einsparung durch Mehreinnahmen an anderer 
Stelle. 


*) 150 000,— 


Beseitigung von zwei schienengleichen Wegüber- 
gängen bei Rhens im Zuge der Bundesstraße 9, 
Restbetrag 

Mehr für die Errichtung einer Stützmauer zur 
Verhütung eines infolge starker Regenfälle dro- 
henden Dammrutsches, der die Bundesbahnstrecke 
gefährden würde. Die Arbeiten waren nicht vor- 
herzusehen, da bei dem Damm trotz aller Gegen- 
maßnahmen Rutschgefahr besteht, die auf die 
außergewöhnlich starken Regenfälle zurückzufüh- 
ren ist. Die Maßnahme war unvermeidlich und un- 
aufschiebbar und konnte aus den bei Kap. A 12 10 
Tit. 782 für die Straßenverlegung verfügbaren 
Mitteln nicht bezahlt werden. Da die Bereitstel- 
lung von überplanmäßigen Haushaltsmitteln aus 
dem a. o. Haushalt nicht möglich ist, muß der Be- 
trag aus dem ordentlichen Haushalt außerplan- 
mäßig gezahlt werden. Im Rechnungsjahr 1954 
wurden für die gleiche Maßnahme bereits 
99 500 DM außerplanmäßig bereitgestellt. 

Einsparung an anderer Stelle. 


12 10 
apl. 713 


Kap. A 12 10 
Tit. 802 
2 000 000 ,— 


*) 650 000,— 


Ausbau der Bundesstraße 15 zwischen Rosenheim 
und Kufstein im Zuge der künftigen Bundesauto- 
bahn Rosenheim — Kiefersfelden, 4, Teilbetrag 

Im Winter 1954/55 sind auf der Bundesstraße 15 
nördlich Reisach erhebliche Frostschäden aufgetre- 
ten, die nur behelfsmäßig beseitigt werden konn- 
ten. Da auf dieser Strecke auch künftig mit der- 
artigen Schäden gerechnet werden muß, muß der 
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ohnehin für das Rechnungsjahr 1956 vorgesehene 
Ausbau dieser Strecke beschleunigt werden, um 
dadurch die Mittel für eine unwirtschaftliche be- 
helfsmäßige Behebung der zu erwartenden Schä- 
den zu sparen. Die Mehrausgabe war bei Aufstel- 
lung des Haushalts nicht vorherzusehen, da mit 
Frostschäden dieses Ausmaßes nicht gerechnet 
werden konnte. Sie ist unvermeidlich und unauf- 
schiebbar im Interesse der Durchführung des star- 
ken Verkehrs und zur Vermeidung unwirtschaft- 
licher Ausgaben. Da die Leistung einer überplan- 
mäßigen Haushaltsausgabe aus dem a. o. Haushalt 
nicht statthaft ist, muß die Mehrausgabe außer- 
planmäßig aus dem ordentlichen Haushalt geleistet 
werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 120. Sitzung am 11. Januar 1956 von 
der außerplanmäßigen Bewilligung Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 

Einsparung im Haushaltsplan 1956. 


12 10 
apl. 714 


Kap. A 12 10 
Tit. 721 
1 960 000,— 


*) 1 000 000 ,— 


Ausbau der Bundesstraße 27 zwischen Stuttgart- 
Zuffenhausen und Ludwigsburg, 4. Teilbetrag 

Mehr, da die Arbeiten an dem im nächsten Rech- 
nungsjahr weiterzuführenden Bauvorhaben infolge 
des besonders guten Bauwetters der letzten Mo- 
nate wider Erwarten weit fortgeschritten sind und 
daher die verfügbaren Mittel zur Weiterführung 
der Arbeiten nicht ausreichen. Die gute Bauzeit 
mußte im Interesse eines wirtschaftlichen Bauens 
ausgenutzt werden. Um ein Stillegen der Baustelle 
und damit eine Kostenverteuerung zu vermeiden, 
werden zum Abschluß der Erdarbeiten noch 
1 000 000 DM benötigt. Die Mehrausgabe war nicht 
vorherzusehen, da im Herbst nicht mit einem der- 
art guten Bauwetter gerechnet werden konnte. Sie 
ist im Interesse einer wirtschaftlichen Verwendung 
der Haushaltsmittel unabweislich und unaufschieb- 
bar. Da die Leistung einer überplanmäßigen Haus- 
haltsausgabe aus dem a. o. Haushalt nicht statthaft 
ist, muß die Mehrausgabe außerplanmäßig aus 
dem ordentlichen Haushalt geleistet werden. 


Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 125. Sitzung am 24. Januar 1956 von 
der außerplanmäßigen Bewilligung Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 


Einsparung im Haushaltsplan 1956. 
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12 10 

apl. 715 


Kap. A 12 10 
Tit. 727 
1 200 000 — 


*) 600 000 — 


Bau einer Umgehungsstraße im Zuge der Bundes- 
straße 29 zur Ausschaltung der Ortsdurchfahrten 
Grunbach, Geradstetten und Hebsack, 3. Teilbetrag 

Mehr, da die Arbeiten an dem im nächsten Rech- 
nungsjahr fortzuführenden Bauvorhaben infolge 
des besonders guten Bauwetters der letzten Mo- 
nate wider Erwarten weit fortgeschritten sind und 
daher die verfügbaren Haushaltsmittel zur unge- 
hinderten Weiterführung der Arbeiten nicht aus- 
reichen. Die gute Bauzeit mußte im Interesse eines 
wirtschaftlichen Bauens nach Möglichkeit ausge- 
nutzt werden. Außerdem werden in dieser Strecke 
einige neuentwickelte Unterbauarten erprobt. 
Diese Arbeiten müssen im Frühjahr 1956 abge- 
schlossen sein. Zum Abschluß der Erdarbeiten wer- 
den noch 600 000 DM benötigt. Die Mehrausgabe 
war nicht vorherzusehen, weil nicht mit einem 
derart günstigen Bauwetter im Herbst und Spät- 
herbst gerechnet werden konnte. Sie ist unver- 
meidlich und unaufschiebbar, wenn ein Stillegen 
der Baustelle und damit eine unwirtschaftliche 
Verwendung der Baumittel vermieden werden 
soll. Da die Leistung einer überplanmäßigen Haus- 
haltsausgabe aus dem a. o. Haushalt nicht statthaft 
ist, muß die Mehrausgabe außerplanmäßig aus dem 
ordentlichen Haushalt geleistet werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 125. Sitzung am 24. Januar 1956 von 
der außerplanmäßigen Bewilligung Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 

Einsparung im Haushalt 1956. 


12 10 
apl. 761 


*) 25 000,— 


Neubau eines Straßenmeisterdienstgehöftes in 
Naensen an der Bundesstraße 3 Einbeck— Alfeld 

Mehr infolge Steigerung der Gestehungskosten 
gegenüber dem bereits 1953 aufgestellten Kosten- 
anschlag. Die Steigung der Baustoffpreise war 
nicht vorherzusehen. Die Mehrausgabe ist zur Fer- 
tigstellung des Gebäudes unvermeidbar. Sie ist un- 
aufschiebbar, da die Straßenmeisterei schon im 
Winter 1955/56 zur Sicherstellung eines geordneten 
Winterdienstes auf der verkehrsreichen Bundes- 
straße 3 in Betrieb genommen werden muß. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 125. Sitzung am 24. Januar 1956 von 
der außerplanmäßigen Bewilligung Kenntnis ge- 
nommen und keine Einwendungen erhoben. 

Einsparung im Haushaltsplan 1956. 
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12 10 Kap. A 12 10 

apl. 772 Tit * 772 
P 9 500 000 — 


*) 1 567 183- 


25 000,— 


10 000 ,— 


Ausbau des Ruhrschnellweges im Zuge der Bun- 
desstraße 1, 3. Teilbetrag 

Mehr, da die Bauarbeiten wider Erwarten gut 
fortgeschritten sind und daher die verfügbaren 
Mittel zur Weiterführung der Arbeiten nicht aus- 
reichen. Die Mehrausgabe war bei Aufstellung des 
Haushaltsplans 1955 nicht vorherzusehen, da mit 
der nunmehr ermöglichten Beschleunigung der Ar- 
beiten nicht zu rechnen war. Die guten Baumög- 
lichkeiten mußten aber im Interesse eines wirt- 
schaftlichen Bauens ausgenutzt werden. Die Mehr- 
ausgabe ist unvermeidlich und unaufschiebbar, da 
andernfalls die Arbeiten erst im Rechnungsjahr 
1956 fortgesetzt werden könnten, was neben der 
Verzögerung der Fertigstellung eine Verteuerung 
der Bauarbeiten zur Folge hätte. Außerdem wür- 
den die Fahrbahndeckenarbeiten später in die 
frostgefährdete Zeit fallen. Da die Leistung einer 
überplanmäßigen Haushaltsausgabe aus dem a. o. 
Haushalt nicht statthaft ist, muß die Mehrausgabe 
außerplanmäßig aus dem ordentlichen Haushalt 
geleistet werden. 

Einsparung im Haushaltsplan 1956. 

Unterhaltung, Ersatz und Ergänzung der Geräte 
und Ausstattungsgegenstände in den Diensträumen 
— Ergänzung, soweit die einzelne Maßnahme die 
Kostengrenze von 5000 DM nicht überschreitet — 

Mehr zur Beschaffung von Stahlschränken, Auf- 
satzschränken und Karteitragtischen zur Aufbe- 
wahrung der jetzt noch in Pappkartons auf dem 
Fußboden untergebrachten . Karteikarten. Die 
Mehrausgabe war nicht vorherzusehen, da mit der 
erheblichen Steigerung der Kraftfahrzeugzulassun- 
gen nicht in diesem Umfange gerechnet wurde. Sie 
ist unvermeidlich und unaufschiebbar, weil die 
Karteikarten (Lochkarten) bei nicht ordnungsge- 
mäßer Lagerung beschädigt werden und für die 
Lochkartenmaschinen unbrauchbar sind. 

Einsparung an anderer Stelle. 


15 500, — Abfindungen und Übergangsgelder 

Mehr zur Zahlung von Abfindungen und Über- 
gangsgeldern an ausgeschiedene Bedienstete. Die 
Ausgabe konnte im Haushalt nicht berücksichtigt 
werden, da die Verpflichtungen erst während des 
Rechnungsjahres entstanden. Da es sich um die Er- 
füllung tarif rechtlicher Verpflichtungen handelt, 
ist die Ausgabe unabweislich und unaufschiebbar. 
Einsparung an anderer Stelle. 
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12 14 — *) 71 400, — Beschaffung von Geräten für Radioaktivitäts- 

apl.176 messungen 

Mehr zur Einrichtung von Bodenmeßstationen für 
die Überwachung der Atmosphäre auf radioaktive 
Beimengungen. Diese Aufgabe ist dem Deutschen 
Wetterdienst durch das „Gesetz zur Ergänzung des 
Gesetzes über den Deutschen Wetterdienst“ vom 
8. August 1955 (BGBL I S. 506) übertragen worden. 
Die Ausgabe war bei Aufstellung des Haushalts- 
plans 1955 nicht vorherzusehen, sie ist in Erfüllung 
der gesetzlichen Verpflichtungen unabweislich und 
unaufschiebbar. Die Maßnahmen werden mit Mit- 
teln des Haushalts 1956 fortgesetzt und abge- 
schlossen. 

Einsparung an anderer Stelle. 



Einzelplan 19 — Bundesverfassungsgericht — 

19 01 15 900, — 26 000, — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 

~Yo7 Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetz- 
licher Verpflichtung. Sie müssen daher nach dem 
laufenden Bedarf geleistet werden. Der Haushalts- 
ansatz ist nach einem vorgeschriebenen Kopfsatz 
festgesetzt worden. Die Leistung der überplan- 
mäßigen Ausgabe ist daher unabweisbar. 
Einsparung an anderer Stelle. 

19 01 53 000,— 35 000,— Einrichtung der Bibliothek 

870 (Vorgriff) Durch den Ankauf der Bibliothek des unlängst ver- 

storbenen Staatsrechtslehrers Prof. Dr. Jellinek, 
Heidelberg, die ausschließlich Literatur des Öffent- 
lichen Rechts, insbesondere des Staats-, Verfas- 
sungs- und Verwaltungsrechts des In- und Auslan- 
des umfaßte, bot sich die einmalige Gelegenheit, 
die Bibliothek des Bundesverfassungsgerichts auf 
dem von Prof. Dr. Jellinek besonders gepflegten 
Eachgebiet „Allgemeines und besonderes Verwal- 
tungsrecht“ zu ergänzen und hierdurch eine beson- 
ders fühlbare Lücke zu schließen. Zudem ist es bei 
der gegenwärtigen Lage auf dem Antiquariats- 
markt unmöglich, einen derartigen Bestand von 
über 4000 Bänden Lehrbüchern, Nachschlagewer- 
ken und Monographien zu einem verhältnismäßig 
geringen Durchschnittspreis zu erwerben. Die 
Mehrausgabe war daher unabweisbar und konnte 
bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1955 nicht 
vorhergesehen werden; sie war im Vorgriff auf die 
Mittel des nächsten Rechnungsjahres zu leisten. 
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Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 112. Sitzung am 9. November 1955 
von der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis 
genommen und keine Bedenken erhoben. 


19 01 
872 


5 000,— 


12 000 ,— 


Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegen- 
ständen 

Die Mittel wurden im Rahmen der Richtlinien für 
die Ausstattung von Diensträumen für die Erstaus- 
stattung von 22 zusätzlichen Diensträumen in dem 
neu angemieteten Dienstgebäude in Karlsruhe, 
Karlstraße 8, benötigt. 

Die Zunahme der Geschäfte, durch die eine Ver- 
mehrung der Diensträume erforderlich wurde, war 
bei der Aufstellung des Haushaltsvoranschlags für 
das Rechnungsjahr 1955 nicht voraussehbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


20 01 
107 


20 01 
215 a 


Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 


63 600,— 


12 000 ,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 
Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetz- 
licher Verpflichtung. Sie müssen daher nach dem 
laufenden Bedarf geleistet werden. Der Haushalts- 
ansatz ist nach einem vorgeschriebenen Kopfsatz 
festgesetzt worden. Die Leistung der überplan- 
mäßigen Ausgabe ist daher unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


400 000,— 


50 000,— 


Reisekostenvergütungen — Inlandsreisen — 

Die Aufgaben des Bundesrechnungshofs und insbe- 
sondere die des Bundesbeauftragten für die Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwaltung sind seit der 
Aufstellung des Haushaltsvoranschlags im vergan- 
genen Jahr beträchtlich angewachsen und erfor- 
dern, wenn sie ihren Zweck erreichen sollen, ört- 
liche Prüfungen und Erhebungen. Auch bei äußer- 
ster Sparsamkeit kann daher die Reisetätigkeit 
nicht stärker eingeschränkt werden, als es bisher 
schon geschehen ist. Die Mehrausgaben in der an- 
gegebenen Höhe sind unvermeidbar und können, 
wenn nicht im letzten Vierteljahr des Haushalts- 
jahres 1955 bereits begonnene und noch dringend 
durchzuführende Prüfungsaufgaben unerledigt 
bleiben sollen, nicht vermieden werden. 


54 



Kap. 

Haushalts- 

betrag 

1955 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 


Tit. 

gabemittein sind 
zugewiesen 

Begründung 


DM 

DM 



noch Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 120. Sitzung am 11. Januar 1956 von 
der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 

Einsparung an anderer Stelle. 


Einzelplan 24 — Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit — 


24 01 
apl. 304 


*) 198 472,76 


Staatsbesuch des Stellvertreters des Bundeskanz- 
lers Minister Dr. h. c. Blücher in Indien in der Zeit 
vom 9. bis 22. Januar 1956 

Auf Einladung der indischen Regierung hat Herr 
Minister Dr. h. c. Blücher mit Genehmigung des 
Herrn Bundeskanzlers in der Zeit vom 9. bis 
22. Januar 1956 einen Staatsbesuch in Indien 
durchgeführt. Als Geschenk der Bundesregierung 
an den indischen Ministerpräsidenten wurde im 
Auftrag des Herrn Bundeskanzlers ein Clinomobil 
(fahrbare Zahnklinik) beschafft und nach Bombay 
verschifft. Ein Modell des Clinomobils wurde durch 
Herrn Minister Blücher dem indischen Minister- 
präsidenten Nehru überreicht. Von dem Betrag 
von 198 472,76 DM entfallen rd. 155 000 DM auf 
Geschenke, Transportkosten usw. und rd. 
43 000 DM auf Reisekosten. Die Ausgaben sind un- 
abweisbar und waren nicht vorauszusehen. 


24 03 
104 a 


565 100,— 


17 806,52 


Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — Ver- 
gütungen der Angestellten — 

Durch Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
23. Juni 1955 wurden für das Rechnungsjahr 
1955 bei Kap. 24 03 die Ansätze um die Beträge ge- 
kürzt, die für die Deutsche Vertretung bei der 
FOA in Washington vorgesehen waren. Nach den 
am 6. und 9. Juli 1955 geführten Ressortbespre- 
chungen über die mit der Auflösung bzw. Über- 
führung der FOA-Dienststelle in die Deutsche Bot- 
schaft zusammenhängenden Fragen sollte das BMZ 
grundsätzlich alle bis 30. Juli 1955 entstehenden 
personellen und sächlichen Kosten übernehmen. 
Für diejenigen Kräfte, die bis zu dem obengenann- 
ten Zeitpunkt vom Auswärtigen Amt nicht über- 
nommen werden konnten, sollten die Mittel auch 
noch über den 1. August 1955 hinaus bis zum Aus- 
laufen der Arbeitsverhältnisse, unter Berücksichti- 
gung der ausgesprochenen Kündigungen, ebenfalls 
vom BMZ getragen werden. Desgleichen sollte das 
BMZ alle bei Tit. 217 (Umzugskosten und dgl.) 
noch entstehenden Ausgaben tragen. 
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noch Einzelplan 24 — Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit — 


E. PL 24 
Am 
Schluß 
des 

ordent- 

lichen 

Haus- 

halts 


In den Ressortbesprechungen am 6. und 9. Juli 
1955 war dem BMZ bereits die grundsätzliche Zu- 
stimmung zu einer überplanmäßigen Ausgabe für 
die Vertretung Washington — soweit erforder- 
lich — gegeben worden. 


*) 83 094,60 


Ausgaben aus Anlaß der Rechnungsprüfung 

Aufklärung von Unterschiedsbeträgen, die sich 
nach den Vorschußnachweisungen der Bundes- 
hauptkasse gegenüber den Abrechnungen der Ver- 
tretungen der Bundesrepublik Deutschland bei der 
ICA in Washington und bei der OEEC in Paris er- 
geben haben und bei der örtlichen Prüfung der 
Rechnungen über die Einnahmen und sächlichen 
Ausgaben für das 3. und 4. Vierteljahr des Rech- 
nungsjahres 1953 festgestellt wurden. 


25 01 
107 


25 01 
203 


Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau 


35 700 — 


85 300,— 


13 300 — 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 
Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetz- 
licher Verpflichtung. Sie müssen daher nach dem 
laufenden Bedarf geleistet werden. Der Haushalts- 
ansatz ist nach einem vorgeschriebenen Kopfsatz 
festgesetzt worden. Die Leistung der überplan- 
mäßigen Ausgabe ist daher unabweisbar. 
Einsparung an anderer Stelle. 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 
meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

Der Veranschlagung der Mittel für Tit. 203 lagen 
die Erfahrungen des Ministeriums in Duisdorf zu- 
grunde, wo ein Teil der Gebühren für Fernsprech- 
anschlüsse vom BMWi ohne haushaltsmäßige Er- 
stattung getragen wurde. Nach der im Mai 1955 er- 
folgten Verlegung des Ministeriums nach Mehlem 
ist der Fernsprechverkehr an das Ortsnetz Bad 
Godesberg angeschlossen und wird über die Fern- 
sprechvermittlung der Amerikanischen Botschaft 
geleitet. Dadurch entstehen erhöhte Ausgaben, ins- 
besondere an laufenden Gebühren für Amts- 
artsehlüsse und für Querverbindungen sowie durch 
anteilmäßig zu tragende Kosten für das Bedie- 
nungspersonal der Fernsprechvermittlung der Bot- 
schaft. Für die überplanmäßige Haushaltsausgabe 
besteht ein unabweisbares Bedürfnis. Da der Um- 
zug des Ministeriums während des laufenden 
Rechnungsjahres erfolgt ist, war die Mehrausgabe 
nicht voraussehbar. 
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25 01 
850 


noch Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 


17 600,— 


16 500 — 


Anschaffung von verwaltungseigenen Fahrzeugen 

Zwecks Vermeidung unwirtschaftlicher Reparatur- 
kosten ist die Beschaffung eines Personenkraft- 
wagens BMW Typ 502 als Ersatz für den bisheri- 
den Dienstwagen des Ministers (BMW 501) erfor- 
derlich geworden. Der Dienstkraftwagen des Mi- 
nisters weist eine Fahrleistung von 105 000 km auf. 
Seit einigen Wochen treten bei ihm Betriebsstörun- 
gen auf, die auf eine außergewöhnliche Abnutzung 
seit der Inbetriebnahme (Dezember 1953) zurück- 
zuführen sind. Zur Erhaltung der ständigen Ein- 
satzbereitschaft des Wagens wäre eine General- 
überholung notwendig, die erhebliche Kosten ver- 
ursachen würde. Aus Gründen der Wirtschaftlich- 
keit und im Hinblick auf die besondere Bean- 
spruchung, der das Fahrzeug als Ministerwagen 
unterliegt, ist daher die Beschaffung eines Ersatz- 
wagens unabweisbar. 

Die Notwendigkeit, die Ausgabe noch im Rech- 
nungsjahr 1955 zu leisten, war nicht voraussehbar, 
da sie sich erst auf Grund der eingetretenen Be- 
triebsstörungen ergeben hat. Außerdem wurde der 
Dienstkraftwagen am 21. Januar 1956 durch einen 
Unfall stark beschädigt. 


Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


26 01 
107 


90 800 — 


25 000 — 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 
Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetz- 
licher Verpflichtung. Sie müssen daher nach dem 
laufenden Bedarf geleistet werden. Der Haushalts- 
ansatz ist nach einem vorgeschriebenen Kopfsatz 
festgesetzt worden. Die Leistung der überplan- 
mäßigen Ausgabe ist daher unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


26 01 
304 


3 240 000,— 


1 770 000 — 


Unterstützung von Kriegsgefangenen, Straf- und 
Untersuchungsgefangenen sowie Internierten in 
ausländischem Gewahrsam und einmalige Unter- 
stützungen für die nach dem 26. September 1953 
aus ausländischem Gewahrsam eintreffenden Ge- 
fangenen 

Der Haushaltsansatz reichte nicht aus, weil 

a) im ersten Halbjahr des Rechnungsjahres 1955 
laufend 2400 Kriegsgefangene mehr betreut 
wurden, als der Errechnung des Haushalts- 
ansatzes zugrunde gelegt worden sind, 
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noch Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


b) der im Jahre 1950 festgesetzte Betreuungssatz 
infolge der Preiserhöhungen und der durch die 
lange Dauer der Gefangenschaft gestiegenen 
Bedürfnisse der Kriegsgefangenen von 15 auf 
20 DM monatlich erhöht werden mußte, 

c) durch die im Herbst 1955 einsetzenden größe- 
ren Entlassungen für die einmalige Begrü- 
ßungsgabe erhebliche Mittel benötigt wurden. 

Diese unabweisbaren Ausgaben waren nicht vor- 
auszusehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 145. Sitzung am 21. März 1956 von 
der überplanmäßigen Ausgabe Kenntnis genom- 
men und keine Bedenken erhoben. 


26 0 1 
apl. 309 


*) 1 482 300,— 


Finanzierung des Internationalen Suchdienstes in 
Arolsen 

In Ausführung des Artikels 1 d des Siebenten Tei- 
les des Vertrages zur Regelung aus Krieg und Be- 
satzung entstandener Fragen (BGBL II 1955 S. 441) 
ist die Bundesrepublik verpflichtet, die Fort- 
setzung der Arbeiten des Internationalen Such- 
dienstes in Arolsen sicherzustellen. Die interessier- 
ten Nationen sind übereingekommen, die Leitung 
des Internationalen Suchdienstes dem Internatio- 
nalen Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) auf die 
Dauer von: 5 Jahren zu übertragen. 

Die Bundesrepublik hat sich verpflichtet, jährlich 
an das Internationale Komitee vom Roten Kreuz 
für die Fortführung der Arbeiten des Internatio- 
nalen Suchdienstes einen Betrag zu zahlen, der 
den erforderlichen Aufwendungen des Internatio- 
nalen Suchdienstes entspricht und grundsätzlich 
nach oben hin durch den im Haushaltsplan des 
Internationalen Suchdienstes für das Rechnungs- 
jahr 1954/55 veranschlagten Betrag begrenzt wird. 

Das Kabinett hat den Vereinbarungen über die 
Fortführung der Arbeiten des Internationalen 
Suchdienstes am 21. Mai 1955 zugestimmt. 

Für die nicht voraussehbare Ausgabe liegt ein un- 
abweisbares Bedürfnis vor. 


26 03 
203 


105 000,— 


13 000,— 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 
meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

Der Arbeitsanfall der Notaufnahmedienststellen 
ist durch das Ansteigen des Flüchtlingsanlaufs von 
184 198 Personen im Jahre 1954 auf 252 870 Auf- 
nahmesuchende im Jahre 1955 um etwa 37 v. H. 
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noch Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


angestiegen. Hierdurch trat auch ein höherer Auf- 
wand für Sachausgaben — insbesondere für Post- 
und Fernmeldegebühren — ein. 

Für die unvorhergesehenen Ausgaben liegt ein un- 
abweisbares Bedürfnis vor. 


Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 


27 01 
104 a 


1 081 200,— 


200 000 — 


Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte — Ver- 
gütungen der Angestellten — 

Die Mehrausgabe ist auf die Beschäftigung von 12 
Aushilfsangestellten, die zur Durchführung von 
Sondermaßnahmen eingestellt werden mußten, zu- 
rückzuführen. Außerdem haben sich auf Grund der 
durch die Tarifverträge vom 22. Dezember 1954 
und 15. Dezember 1955 eingetretenen Tarifer- 
höhungen bei den Angestelltenvergütungen und 
auf Grund der Einreihung von Bonn in die Orts- 
klasse S Mehraufwendungen ergeben. 

Die Mehrausgabe ist in Höhe eines Teilbetrags von 
40 000 DM auf Grund der gemäß § 2 Abs. 2 des 
Haushaltsgesetzes 1955 zugelassenen einseitigen 
Deckungsfähigkeit durch Einsparung bei Tit. 101 
gedeckt. 

Die Ausgabe war bei Aufstellung des Haushalts- 
plans 1955 nicht vorauszusehen. Sie war unabweis- 
bar und konnte nicht bis zum nächsten Rechnungs- 
jahr zurückgestellt werden. 


27 01 
107 


33 500 — 


15 000 ,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 
Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetz- 
licher Verpflichtung. Sie müssen daher nach dem 
laufenden Bedarf geleistet werden. Der Haushalts- 
ansatz ist nach einem vorgeschriebenen Kopfsatz 
festgesetzt worden. Die Leistung der überplan- 
mäßigen Ausgabe ist daher unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


27 01 
206 


146 000,— 


9 000,— 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 
Diensträumen 

Durch die endgültige Berechnung der Mietfläche 
im Dienstgebäude Am Hofgarten 22 haben sich die 
Mietkosten einschließlich der für die Vorjahre 
nachzuzahlenden Mietbeträge um etwa 12 000 DM 
erhöht. 
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noch Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 

Der bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1955 
nicht vorherzusehende Mehrbedarf konnte bis auf 
den angegebenen Restbetrag durch Einsparungs- 
maßnahmen gedeckt werden. Die Ausgabe war un- 
abweisbar und konnte nicht bis zum nächsten 
Haushalt zurückgestellt werden. 


27 01 
299 


3 000 — 


11 150 — 


Vermischte Verwaltungsausgaben 

Bei der Amtskasse der Bundesbehörden in Berlin 
war im Rechnungsjahr 1954 ein Kassenfehlbetrag 
in Höhe von 13 300 DM entstanden. Dieser Betrag, 
der sich durch Regreßmaßnahmen auf 11 150 DM 
ermäßigt hatte, wurde bis zur endgültigen Ab- 
wicklung als Vorschuß zu Lasten des Bundes ge- 
bucht. Der für den Schaden verantwortliche Be- 
amte ist inzwischen verstorben. Nach dem derzeiti- 
gen Stand der Untersuchungen können andere Be- 
amte wahrscheinlich nicht zur Regreßpflicht heran- 
gezogen werden. Die Ausgabe war nicht vorauszu- 
sehen und wurde wegen ihrer Unabweisbarkeit im 
Rechnungsjahr 1955 geleistet. 


2^701 

300 


21 200 000 ,— 


3 388 400 — 


Zuschüsse an Forschungsinstitute für kultur- und 
volkspolitische Zwecke und ähnliche Einrichtungen 
sowie für allgemeine kulturelle Zwecke 

Der Mehrbedarf hat sich insbesondere aus der För- 
derung des Interzonen-Reiseverkehrs ergeben, der 
im Rechnungsjahr 1955 u. a. aus Mitteln des 
Tit. 300 finanziert wurde. Es handelte sich hierbei 
um Maßnahmen, die sich auf Grund der Entwick- 
lung im Laufe des Rechnungsjahres 1955 zwangs- 
läufig ergeben haben und nicht vorhersehbar 
waren, deren Durchführung aber im gesamtdeut- 
schen Interesse unabweisbar war. 


27 01 
apl. 303 


*) 40 471,— 


Lebensmittelhilfe für die sowjetische Besatzungs- 
zone und den Ostsektor von Berlin 

Die überplanmäßige Haushaltsausgabe war be- 
dingt durch Kosten, die durch die Verwertung von 
ausländischer Seite gespendeter Lebensmittel er- 
wachsen waren. 


Die Ausgaben waren bei der Aufstellung des 
Haushaltsplans 1955 nicht vorauszusehen. Sie 
waren im gesamtdeutschen Interesse unabweisbar 
und konnten nicht bis zum nächsten Rechnungs- 
jahr zurückgestellt werden. 
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Einzelplan 28 — Bundesminister für Angelegenheiten des Bundesrates — 


28 01 
apl. 710 


*) 275 000,— 


Erwerb von unbebauten und bebauten Grund- 
stücken 


Die Mittel werden zum Ankauf des Hauses Koblen- 
zer Straße 120/122 in Bonn benötigt, das als 
Dienstgebäude verwendet werden soll und als sol- 
ches bereits seit 1949 mietweise genutzt wurde. 
Der Mieter hat den Mietvertrag mit dem Ministe- 
rium am 23. Juni 1955 frist- und formgerecht zum 
31. Dezember 1955 gekündigt. Die Ausgabe war bei 
Aufstellung des Haushaltsplans 1955 nicht voraus- 
zusehen. Durch die Kündigung ist die Ausgabe un- 
abweisbar, da dem Ministerium keine geeignete 
andere Unterkunft zur Verfügung steht. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 118. Sitzung am 14. Dezember 1955 
von der außerplanmäßigen Bewilligung Kenntnis 
genommen und keine Bedenken erhoben. 


Einzelplan 30 — Bundesminister für besondere Aufgaben — 

*) 80 000, — Kosten der Prüfung der Lage des gesamten un- 

selbständigen Mittelstandes 

Mittelbedarf zur Verfügung des dem Bundes- 
minister für besondere Aufgaben Dr. Hermann 
Schäfer erteilten Auftrages der Prüfung der Lage 
des gesamten unselbständigen Mittelstandes für 
das Rechnungsjahr 1955. 

Die Maßnahme war bei Aufstellung des Haushalts- 
plans für das Rechnungsjahr 1955 noch nicht vor- 
auszusehen. 

Vom Rechnungsjahr 1956 ab sind die Mittel bei 
Kap. 30 01 Tit. 950 veranschlagt. 

*) 62 000, — Kosten des Interministeriellen Ausschusses 
„Wasser" 

Mittelbedarf zur Verfügung des dem Bundes- 
minister für besondere Aufgaben Waldemar Kraft 
erteilten Sonderauftrages zur Koordinierung der 
Wasserwirtschaft für das Rechnungsjahr 1955. 

Die Maßnahme war bei Aufstellung des Haushalts- 
plans für das Rechnungsjahr 1955 noch nicht vor- 
auszusehen. 

Vom Rechnungsjahr 1956 ab sind die Mittel bei 
Kap. 30 01 Tit. 951 veranschlagt. 


30 01 
apl. 951 


30 01 
apl. 950 
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Einzelplan 32 — Bundesschuldenverwaltung — 

13 022 373,38 Zum Ankauf von Schuldurkunden des Bundes 

Infolge der rückläufigen Kursentwicklung der 
Bundesanleihe 1952 mußten die Stücke dieser An- 
leihe im Wege der Kursstützungskäufe auf genom- 
men werden. Nach Abzug von Verkäufen ergibt 
sich eine Ausgabe von 13 022 373,38 DM. Diese 
Ausgabe konnte bei Aufstellung des Haushalts- 
plans 1955 nicht vorhergesehen werden, da mit 
einer rückläufigen Kursentwicklung nicht zu rech- 
nen war. Die Mehrausgabe war unabweisbar, um 
eine erhebliche Schädigung des Bundeskredits zu 
vermeiden. 

Einsparung an anderer Stelle. 


Einzelplan 33 — Versorgung — 


980 000, 


100 000, — Beihilfen und Unterstützungen für Versorgungs- 

empfänger des Bundes 

Der Mehrbedarf an Beihilfemitteln ist durch grö- 
ßere Aufwendungen für Krankenhaus- und son- 
stige Heilbehandlung, die nach den Beihilfegrund- 
sätzen unabwendbar sind, entstanden. 

Einsparung an anderer Stelle. 


Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 


380 755 000, — 12 981 654, — Kosten der individuellen Fürsorge (Pauschale) 

Nach § 21 a des Ersten Überleitungsgesetzes in der 
Fassung vom 28. April 1955 (BGBl. I S. 193) wer- 
den die Leistungen der Länder in der Individu- 
ellen Fürsorge für Kriegsfolgenhilfe-Empfänger 
(ohne Zugewanderte aus der SBZ) durch Pausch- 
zahlungen des Bundes abgegolten. Die Bundes- 
regierung setzt die den Ländern zustehenden 
Pauschbeträge durch Rechtsverordnung fest, die 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf (§ 21 a 
Abs. 6 a. a. O.). 

Der in der Rechtsverordnung bei Kap. 40 03 
Tit. 300 vorgesehene Pauschbetrag übersteigt den 
auf Grund vorläufiger Unterlagen ermittelten An- 
satz des Bundeshaushaltsplans für das Rech- 
nungsjahr 1955 um 12 981 654 DM. Da die Länder 
einen Rechtsanspruch auf die vorgesehenen 
Pauschbeträge haben, ist die Haushaltsüberschrei- 
tung unvermeidbar. Sie war nicht vorauszusehen. 
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noch Einzelplan 40 , — Soziale Kriegfolgeleistungen — 



Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 152. Sitzung am 13. April 1956 von 
der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 

4 771 316, — Kosten der sonstigen Durchgangs- und Wohnlager 

(Pauschale) 

Nach § 21 a des Ersten Überleitungsgesetzes in der 
Fassung vom 28. April 1955 (BGBl. I S. 193) wer- 
den die Leistungen der Länder für die sonstigen 
Durchgangs- und Wohnlager durch Pauschzahlun- 
gen des Bundes abgegolten. Die Bundesregierung 
setzt die den Ländern zustehenden Pauschbeträge 
durch Rechtsverordnung fest, die der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf (§ 21 a Abs. 6 a. a. O.). 

Der in der Rechtsverordnung bei Kap. 40 03 
Tit. 302 vorgesehene Pauschbetrag übersteigt den 
auf Grund vorläufiger Unterlagen ermittelten An- 
satz des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1955 um 4 771 316 DM. Da die Länder einen 
Rechtsanspruch auf die vorgesehenen Pauschbe- 
träge haben, ist die Haushaltsüberschreitung un- 
vermeidbar. Sie war nicht vorauszusehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 152. Sitzung am 13. April 1956 von 
der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 

66 278,39 Kosten der Fürsorge im Ausland und der Rück- 
führung von Deutschen 

Für die Aufarbeitung von Arbeitsrückständen, die 
Zusammenlegung von Karteien und Registraturen 
bei den Geschäftsstellen der Arbeitsgemeinschaft 
der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege 
„Familienzusammenführung und Kinderdienst“ in 
Hamburg und München sowie zur Abdeckung eines 
beim Deutschen Roten Kreuz im Rechnungsjahr 
1954 auf genommenen Darlehens wurde der Ar- 
beitsgemeinschaft für das Rechnungsjahr 1955 ein 
einmaliger zusätzlicher Zuschuß von 111 000 DM 
bewilligt. Der Bundesrechnungshof hat nach dem 
Ergebnis der vom Bundesminister der Finanzen 
veranlaßten örtlichen Erhebungen bei der Ge- 
schäftsstelle in Hamburg die Notwendigkeit der 
geplanten Maßnahmen anerkannt und deren 
Finanzierung durch Bereitstellung des genannten 
Betrages empfohlen. Die Mehrausgabe war nicht 
vorauszusehen und ist unabweisbar. 

Durch eine Einsparung bei den Kosten für die 
Rückführung von Deutschen aus dem Ausland um 
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40 03 
apl. 310 


40 03 
953 


40 04 
300 


10 000 000 ,— 


16 551 000 — 


44 610,79 DM wurde der Haushaltsansatz trotz der 
zusätzlichen Zahlung an die Arbeitsgemeinschaft 
nur um 66 278,39 DM überschritten. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 111. Sitzung am 26. Oktober 1955 von 
der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 

*) 15 235,47 Erstattung von Aufwendungen der Kriegsfolgen- 
hilfe aus Vorjahren 

Von den Gesamtkosten der Herrichtung einer Not- 
unterkunft für SBZ-Flüchtlinge im Lager „Hohen- 
wald“ (Hessen) ist ein Teilbetrag von 15 235,47 DM 
(85 v. H. von 17 924,08 DM) erst mit Schreiben vom 

14. April 1955 (13 ME vom 4. A^ril 1955 II C/ll 

— SK 0322 — 73/55) als verrechnungsfähig im 
Rahmen der Kriegsfolgenhilfe anerkannt worden. 
Infolge Pauschalierung der Aufwendungen für die 
Kriegsfolgenhilfe ab 1. April 1955 konnte eine 
Verrechnung dieses Betrages nach dem früheren 
Verfahren nicht mehr vorgenommen werden. Die 
Mehrausgabe konnte nicht vorhergesehen werden 
und ist unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 145. Sitzung am 21. März 1956 von 
der außerplanmäßigen Bewilligung Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 

5 322 965, — Einmalige Beihilfen für ehemalige politische So- 

(Vorgriff) wjetzonenhäftlinge, die sich in einer besonderen 

wirtschaftlichen Notlage befinden und unter- 
stützungswürdig sind 

In Auswirkung der Entlassungen aus der Sowjet- 
union erfolgten auch größere Entlassungen poli- 
tischer Häftlinge aus den Haftanstalten der sowje- 
tisch besetzten Zone. Außerdem wurde der Kreis 
der Berechtigten durch die Heraufsetzung der Ein- 
kommensgrenze wesentlich erweitert. Durch diese 
Maßnahmen trat ein höherer unabweisbarer Mit- 
telbedarf ein, der nicht vorauszusehen war. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 130. Sitzung am 6. Februar 1956 von 
der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 

72 926, — Kosten der Umsiedlung von Heimatvertriebenen 

(Pauschale) 

Nach § 21 a Abs. 6 des Ersten Überleitungsgesetzes 
in der Fassung vom 28. April 1955 (BGBl. I S. 193) 
setzt die Bundesregierung die Höhe der den Län- 
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dern zustehenden Pauschbeträge durch Rechtsver- 
ordnung fest, die der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf. Das in der Rechtsverordnung für Titel 300 
vorgesehene Pauschale überschreitet den auf 
Grund vorläufiger Unterlagen ermittelten Ansatz 
des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1955. 

Pür die Ausgabe liegt ein unabweisbares und un- 
vorhergesehenes Bedürfnis vor. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 152. Sitzung am 13. April 1956 von 
der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 


40 04 
301 


3 246 000 — 


25 879 — 


Kosten der Auswanderung von Kriegsfolgenhilfe- 
Empfängern (Pauschale) 

Nach § 21 a des Ersten Überleitungsgesetzes in der 
Fassung vom 28. April 1955 (BGBl. I S. 193) wer- 
den die Leistungen der Länder für die Auswande- 
rung von Kriegsfolgenhilfe-Empfängern durch 
Pauschzahlungen des Bundes abgegolten. Die Bun- 
desregierung setzt die den Ländern zustehenden 
Pauschbeträge durch Rechtsverordnung fest, die 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf (§ 21 a 
Abs. 6 a. a. O.). 

Der in der Rechtsverordnung bei Kap. 40 04 
Tit. 301 vorgesehene Pauschbetrag übersteigt den 
auf Grund vorläufiger Unterlagen ermittelten An- 
satz des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1955 um 25 879 DM. Da die Länder einen 
Rechtsanspruch auf die vorgesehenen Pauschbe- 
träge haben, ist die Haushaltsüberschreitung un- 
vermeidbar. Sie war nicht vorauszusehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 152. Sitzung am 13. April 1956 von 
der überplanmäßigen Bewilligung Kennntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 


40 09 
300 


2 797 000 000- 


3 288 900 — 


Ver sor gungsb ezüge 

Bei der Aufstellung des Entwurfs des Haushalts- 
plans für das Rechnungsjahr 1955 waren die Aus- 
wirkungen der 3. Novelle zum Bundesversorgungs- 
gesetz noch nicht genau bekannt. Diese brachte 
u. a. Erhöhungen der Grundrenten um 20 bis 
30 v. H., die wiederum höhere Kapitalabfindungs- 
beträge und eine erhebliche Zahl von Nachkapitali- 
sierungen zur Folge hatten. Die Mehrausgabe war 
somit aus unabweisbaren Gründen zwangsläufig. 
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40 09 
304 


40 09 
apl. 306 


368 000 000,— 


33 000 000, — Erstattung an die Rentenversicherungsträger 

Die Empfänger von Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen, die für den Monat Dezem- 
ber 1955 Anspruch auf einen Mehrbetrag nach dem 
Renten-Mehrbetragsgesetz vom 23. November 1954 
(BGBl. I S. 345) haben, erhalten nach § 1 des Son- 
derzulagengesetzes vom 2. Dezember 1955 (BGBl. I 
S. 733) eine Sonderzulage. Das gleiche gilt für Wai- 
sen, die für den Monat Dezember 1955 Anspruch 
auf eine Waisenrente aus den gesetzlichen Renten- 
versicherungen haben. Die nach § 90 des Bundes- 
versorgungsgesetzes den Rentenversicherungsträ- 
gern zu erstattenden Anteile an der Sonderzulage 
konnten erst im Haushalt 1956 veranschlagt wer- 
den. Im Rechnungsjahr 1955 war eine Zahlung von 
33 000 000 DM zu leisten, die nicht vorhergesehen 
und rechtlich unabweisbar war. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat in seiner 119. Sitzung am 16. Dezember 1955 
von der überplanmäßigen Bewilligung Kenntnis 
genommen und keine Bedenken erhoben. 

*) 291 600, — Leistungen nach dem Gesetz über Hilfsmaßnahmen 

für Personen, die aus politischen Gründen in Ge- 
bieten außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
und Berlins (West) in Gewahrsam genommen 
wurden 

Nach §§ 4, 5 und 8 des Gesetzes vom 6. August 
1955 (BGBl. I S. 498) über Hilfsmaßnahmen für 
Personen, die aus politischen Gründen in Gebieten 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland und 
Berlins (West) in Gewahrsam genommen wurden, 
erhalten die in § 1 a. a. O. genannten Personen bei 
einer gesundheitlichen Schädigung Versorgung in 
entsprechender Anwendung der Vorschriften des 
Bundesversorgungsgesetzes. Die gesamte außer- 
planmäßige Ausgabe im Rechnungsjahr 1955 von 
531 512,41 DM beruht auf einer gesetzlichen Ver- 
pflichtung und ist daher unabweisbar. Da das Ge- 
setz erst am 6. August 1955 verkündet worden ist, 
konnten bei der Aufstellung des Haushaltsvoran- 
schlags für das Rechnungsjahr 1955 Mittel hierfür 
nicht vorgesehen werden. 


Einzelplan 45 — Finanzielle Hilfe Berlin — 

45 02 — *) 120 000 000,— Vorfinanzierung des sozialen Wohnungsbaues in 

apl. 530 Berlin im Rechnungsjahr 1955 

Der bei Kap. 45 02 Tit. 600 veranschlagte Bundes- 
zuschuß zum Haushalt des Landes Berlin für das 
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Rechnungsjahr 1955 konnte nur unter der Voraus- 
setzung auf 800 DM begrenzt werden, daß Berlin 
den sozialen Wohnungsbau im Rechnungsjahr 1955 
in Höhe von 120 000 000 DM mit einem langfristi- 
gen Kredit finanziert. Der Bund hat dem Land 
Berlin eine Vorfinanzierung des langfristigen Kre- 
dits zugesagt, falls sie sich als notwendig erweisen 
sollte. Diese Notwendigkeit ist eingetreten, da sich 
inzwischen die Kapitalmarktverhältnisse so ge- 
ändert haben, daß die Aufnahme eines langfristi- 
gen Kredits zu Bedingungen, d^ e für Berlin zumut- 
bar sind, zur Zeit nicht mögk ü ist. Dem Land Ber- 
lin sind daher 120 000 000 DM darlehnsweise zur 
Verfügung gestellt worden. Dem Erfordernis des 
Artikels 115 GG wird durch das Gesetz über eine 
Kredithilfe für das Land Berlin (Drucksache 2143), 
das auch den Rückzahlungstermin für das Dar- 
lehen bestimmt, Rechnung getragen. 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


60 02 
396 


3 500 000 — 


6 000 000 ,— 


Prägekosten, Metallbeschaffungskosten und son- 
stige Kosten für die Unterhaltung des Münz- 
umlaufs und Bekämpfung der Falschmünzerei 

Der weit höhere Bedarf an Zahlungsmitteln über 
kleinere Werte, der sich im Laufe des Rechnungs- 
jahres durch den Wirtschaftsablauf ergab, machte 
die Prägung von Münzen über das voraussehbare 
Maß hinaus notwendig. Die dafür notwendigen 
Metallbeschaffungen erfordern über das Haus- 
haltssoll hinaus eine überplanmäßige Ausgabe von 
6 000 000 DM. Ein Hinausschieben der erforder- 
lichen Ausgaben bis in das Rechnungsjahr 1956 
war nicht möglich, da sonst der Verkehrsbedarf 
an Münzen nicht hätte gedeckt werden können. 

Die Mehrausgabe wird durch entsprechende Mehr- 
einnahmen an anderer Stelle gedeckt. 


60 02 
533 apl. 


*) 3 000 000 — 


Darlehen des Bundes an das Land Hessen zur 
Finanzierung von Industrieansiedlungen im Raume 
Sontra-Eschwege 

Das Land Hessen hat gebeten, ihm im Rechnungs- 
jahr 1956 höhere Beträge zu überweisen, als es der 
vertraglichen Verpflichtung des Bundes entspricht, 
um Zahlungsverpflichtungen an neuanzusiedelnde 
Firmen erfüllen zu können. Mit Rücksicht auf das 
erhebliche Interesse, das der Bund im Zusammen- 
hang mit der Liquidation der Kurhessischen Kup- 
ferschieferbergbau GmbH an der Beschleunigung 


67 




Kap. 

Haushalts- 

betrag 

1955 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

gabemittein sind 
zugewiesen 


DM 

DM 



noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


der Neuansiedlung der Industriebetriebe im Raume 
Sontra-Eschwege hat, erscheint es geboten, dem 
Anträge des Landes Hessen auf vorzeitige Über- 
weisung weiterer Darlehensteilbeträge aus dem 
Gesamtdarlehen zu entsprechen. Da Haushaltsmit- 
tel für diesen Zweck nicht zur Verfügung stehen, 
müssen die Ausgaben außerplanmäßig geleistet 
werden. Bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise ist 
die Ausgabe unabweisbar und kann nicht bis in 
das Rechnungsjahr 1956 zurückgestellt werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat von der außerplanmäßigen Ausgabe in seiner 
143. Sitzung am 14. März 1956 Kenntnis genom- 
men und keine Bedenken erhoben. 


6 0 02 
apl. 534 


*) 20 000 000 ,— 


Darlehen an das Land Niedersachsen 

Der Bund hat einem Ersuchen des Landes Nieder- 
sachsen auf Gewährung eines Darlehens in Höhe 
von 20 000 000 DM entsprochen. Da Haushaltsmit- 
tel für diesen Zweck im Haushaltsplan 1955 nicht 
ausgebracht sind, mußte die Ausgabe außerplan- 
mäßig geleistet werden. Die Voraussetzungen des 
Artikels 112 GG sind erfüllt. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat von der außerplanmäßigen Ausgabe in seiner 
169. Sitzung am 25. Juni 1956 Kenntnis genom- 
men und keine Bedenken erhoben. 


60 0 2 
apl. 952 


*) 4 350 000,— 


Rückerstattung von Verwaltungsaufwand in be- 
sonderen Einzelfällen 

Für die Rückerstattung von Verwaltungsaufwand 
in besonderen Einzelfällen waren im Rechnungs- 
jahr 1955 keine Mittel veranschlagt. Die Ausgabe 
mußte daher außerplanmäßig geleistet werden. Die 
Zahlung war nicht vorhersehbar und unabweisbar. 


60 0 2 
apl. 953 


*) 100 000 ,— 


Hilfsmaßnahmen des Bundes für die Hochwasser- 
geschädigten in Vilshofen und Umgebung 

Auf Grund des Beschlusses des Deutschen Bundes- 
tages vom 24. Februar 1956 hat die Bundesregie- 
rung für die Hochwassergeschädigten von Vils- 
hofen und Umgebung als Hilfe des Bundes einen 
Betrag von 300 000 DM zur Verfügung gestellt. Da 
Mittel für diesen Zweck im Haushaltsplan 1955 
nicht zur Verfügung stehen, muß die Ausgabe 
außerplanmäßig geleistet werden. Sie ist unab- 
weisbar im Sinne des Artikels 112 GG und konnte 
nicht vorhergesehen werden. 
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60 02 — *) 226 908 289,50 Zur Deckung von Fehlbeträgen aus den Vorjahren 

pl 998 

Nach der Abschlußnachweisung der Bundeshaupt- 
kasse für Monat März 1955 (Gesamtergebnis Rech- 
nungsjahr 1954) betragen die 

Einnahmen 27 962 480 362,30 DM, 

die Ausgaben 28 189 388 651,80 DM. 

Die Ausgaben übersteigen 

also die Einnahmen um . . 226 908 289,50 DM. 

Diese kassenmäßige Mehrausgabe wird bisher bei 
einem besonderen Abschnitt im Vorschußbuch der 
Bundeshauptkasse nachgewiesen. Sie soll im Rech- 
nungsjahr 1955 überplanmäßig in Ausgabe bei 
Kap. 60 02 Tit. 999 gebucht werden. 
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